
Beteiligungsprospekt zum 
CFB Beteiligungsangebot 

Bischofsheim KG 

Nr. 82 



LEASING 
CFB-FONDS NR. 82 

BETEILIGUNGSPROSPEKT 

· zum CFB Beteiligungsangebot Nr. 82 

Immobilien-Vermietungsgesellschaft 
Reeder & Co. 

Objekt Bischofsheim KG 

Der Herausgeber: 

CFB Commerz Fonds 
Beteiligungsgesellschaft mbH 
Ludwig-Erhard-Allee 9 
40227 Düsseldorf 

Telefon: 0211 / 7708 - 200 
Telefax: 0211 / 7708 - 280 



~ 

s 
;;a 

~ 

iil 

~ 

~ 

~ 

~ 

~ 

~ 

~ 

~ 

t 

' 1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

LEASING 
CFB-FONDS NR. 82 

DER IMMOBILIEN·LEASING·FONDS • 

MOTIVE FÜR IHRE BETEILIGUNG 

RENTABILITÄT 

Gesicherte und kalkulierbare Ausschüttungen durch langfristig transparente 
Zahlungsströme 

STEUERVORTEILE 

Optimale Nutzung derimmobilientypischen Steuervorteile 
·z.B .. durch Inanspruchnahme der degressiven Abschreibung 

ERFAHRUNC 

Bewährte rechtliche, wirtschaftliche und steuerliche Konzeption der CFB 
Commerz Fonds Beteiligungsgesellschaft mbH, Düsseldorf 

langjährige Erfahrung aus über 7S erfolgreich realisierten geschlossenen Fonds 
mtt einem Investitionsvolumen von über DM 7,3 Mrd. und einem plazierten Eigen­
kapital von über DM 2,0 Mrd . 

• SICHERHEIT 

Verpflichtung der commerzLeasing und Immobilien GmbH 

• zur Zahlung der Mieten und Mietnebenkosten 

• zur Rücknahme der Beteiligung nach 18,S Mietjahren 
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ANCEBOT AUF EINEN BLICK 

Wirtschaftliche Grundlage 
- Leasing -

Die wirtschaftliche Grundlage der Be­
teiligung bildet ein über 30 Jahre ab­
geschlossener Immobilien-Leasing­
vertrag mit der commerzLeasing und 
Immobilien GmbH Ckurz: Clll, einer 
100%-igen Organtochter der 
Commerzbank AG. 

Die Beteiligung 

Der Anleger beteiligt sich 

bis zum 08.05.1996 (Eingangsfrist 
der Zeichnungsunterlagen bei 
der CFBJ • 

als Kommanditist mit Eintragung 
ins Handelsregister 

mit mindestens DM 50.000 
Cohne Berücksichtigung einer auf 
maximal 10 % der Kommandit­
einlage begrenzten Nachschuß­
pflichtl 

zum Nennwert ohne Zahlung 
eines Agios und 

mit einer Einzahlung 

zu 55 % am 02.12_1995 sowie:. 
45 % am 01.12.1997 

an der Immobilien-Vermietungsge­
sellschaft Reeder & eo. Objekt 
Bischofsheim KG Ckurz: Bischofsheim 
KGJ. 

unser Gesamtkonzept ist auf eine 
langfristige Beteiligung über voraus­
sichtlich 18,5 Jahre angelegt. Die 
Bischofsheim KG ist eine vermögens­
verwaltende Kommanditgesellschaft, 
an der sich natürliche und juristische 
Personen beteiligen können. Die 
Haftung ist .auf die im Handels­
register eingetragene Hafteinlage be­
grenzt. 

Standort / Objekt 

Die Bischofsheim KG ist Eigentümerin 
eines 21.414 qm großen Grund-

• stückes in 65474 Bischofsheim, Am 
Schindberg, und hat durch Kaufver­
trag weitere Grundstücke mit einer 
Gesamtgröße von 15.995 qm hinzu 
erworben. -

Das Gesamtgrundstück wird derzeit 
mit einem Fachmarktcenter bebaut, 
welches u. a. einen SB-Möbelmarkt 
und einen Elektrofachmarkt umfas­
sen wird. 

Vertragssicherheit 

Die cu hat das Objekt auf Basis eines 
•• Immobilien-Leasing-vertrages an die 
Adolf Schaper. GmbH & eo., Hanno­
ver, für 30 Jahre weitervermietet. 
Der Firma ALS Grundstücksverwal­
tung GmbH & Co. Objekt-KG, Saar­
brücken, eine Tochter der ASKO 
Deutsche Kaufhaus AG, ist ein An­
kaufsrecht nach 20 bzw. 30 Mietjah­
ren am o. g_ Grundstück eingeräumt 
worden. 

Durch das Leasingkonzept können 
wesentliche immobilientypische Risi­
ken cstandort, Vermietung, Instand­
haltung etc.> reduziert werden. 
Andererseits ist eine Teilhabe an der 
Wertentwicklung der Immobilie nicht 
zu erwarten. 

Die Gesellschafter der Bischofsheim 
KG sind wirtschaftlich CMit-lEigen­
tümer der Immobilie und sichern 
sich mit Beitritt im Jahr der Fertig­
stellung sämtliche steuerlichen Vor­
teile, die sie sonst nur bei einem di­
rekten Immobilienengagement erzie­
len können. 
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Die Rendite 

Grenzsteuersatz 

Basisrendite 
nach steuern 

= Vergleichsrendite • 

45 % 53 % 

5,37 % 6,10 % 

vor Steuern 9.89 % 13,22 % 

~ie Basisrendite beruht auf den jähr­
lichen Ausschüttungen und den 
Effekten aus der Einkommensteuer 
Sie bezieht sich auf das jeweils ge: 
bundene Eigenkapital und ist nach 
der Methode des internen Zinssatzes 
über den Planungszeitraum von rund 
18,5 Jahren berechnet. 

Der ab 1995 geltende solidaritätszu-. 
schlag <SolZ> ist hierbei für vier Jahre 
(1996 - 1999! berücksichtigt. Die hier 
unterstellte Gültigkeitsdauer von 

. 1_ 995 - 1999 basiert auf politischen 
. Außerungen zur .Begründung .des 

SolZ-Gesetzes. Eine • zeitliche Be­
grenzung des gesetzlich unbe­
fristeten Solidaritätszuschlages ist in 
der politischen Diskussion. 

Würde der Solidaritätszuschlag inner­
ha!b der hier unterstellten Gültig­
keitsdauer reduziert. kommt es zu 
einer Veränderung der Rendite. 

Würde der solz nach der derzeitigen 
gesetzlichen Regelung in unveränder· 
te'. Höhe für den gesamten Planungs­
z~1traum erhoben. vermindert sich 
die Rendite um ca. 0,21 % p.a. nach 
steuern <bei unterstelltem Grenz· . 
steuersatz von 53 %>. • 

steuerliche Aspekte 

Der Kommanditist an der Bischofs· 
heim KG erzielt Einkünfte aus ver­
m)etung und Verpachtung, sofern er 
seine Beteiligung im Privatvermögen 
hält. 

Die Verlustzuweisung aus der Gesell· 
schaft kann seine persönliche Steuer· 
belastung reduzieren: 

Verlustzuweisung 1996 
Verlustzuweisung 1997 

insgesamt bis 2003 
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52,7 % 
9.0% 

100,0 % 

effektiver Eigenkapitaleinsatz 64,9 % 

.. Leas(ng_ als wirtschaftliche Grnndlage 
ermogl1cht den gesicherten Nach· 
weis der überschußerzielungsabsicht 
über . die voraussichtliche Beteili· 

· gungsdauer von rund 18,5 Jahren. 

zusätzliche Steuervorteile können 
sich durch negative Bemessungs­
grundlagen (BMG) bei der vermögen­
und • Erbschaftsteuer sowie durch 
niedrige, positive BMG bei der schen­
kungsteuer ergeben. Das Bundes­
verfassungsgericht <BVerfG> hat in 
den Beschlüssen vom 22.06.1995 die 

·. derzeitige Anwendung der Einheits­
werte für inländischen Grundbesitz 
als Grundlage sowohl für. die • ver­
mögen· als· auch für die· Erbschaft· 
und···· schenkungsteuer für verfas­
sungswidrig erklärt. Die Substanz­
steuervorteile sind somit abhängig 
von den Auswirkungen der notwen­
digen gesetzlichen Neuregelungen 
und in der Basisrendite nicht berück· 
sichtigt. 

Ihr Partner 

Die rechtliche, wirtschaftliche und 
steuerliche Konzeption dieses Beteili· 
gungsangebotes liegt bei der 

CFB commerz Fonds 
Beteiligungs-
gesellschaft mbH, Düsseldorf 

Die CFB ist als Tochtergesellschaft der 
CLI eine mittelbare Organtochter der 
Commerzbank AG. Sie hat die Erfah· 
rung aus über 75 erfolgreich aufge­
legten und verwalteten ge­
schlossenen Fonds. 
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BETEILIGUNGSANGEBOT 

1 Beteiligung 

1.1 Herausgeber des Beteiliqunqs­
ariqebotes 

Die rechtliche, wirtschaftliche und steu­
erliche Konzeption liegt bei der 

CFB commerz Fonds 
Beteiligungsgesellschaft mbH 
- nachstehend CFB genannt -

Die CFB ist eine 100%ige Organtochter 
der cu, Düsseldorf. Die CLI wiederum ist 
eine 100%ige organschaftlich angebun­
dene Tochtergesellschaft der Commerz­
bank AG, FrankfLirt am Main. 

Die CFB erhält tür die Entwicklung und Er­
stellung des Fondskonzeptes eine einma­
lige Konzeptionsgebühr ;in Höhe von 
DM 100.000 zzgl. ust., fällig am 02.12.1996. 

1.2 Wirtschaftliche Grundlage 

1.2.1 Leasingobjekt 

Die Bischofsheim KG - zur Zeit noch als 
GKF Vermögensverwaltungsgesellschaft 
mbH & eo. Objekt Bischofsheim KG im 
Handelsregister des Amtsgerichtes 
Saarbrücken !HRA 8402) eingetragen - ist 
Eigentümerin eines 21.414 qm großen 
Grundstückes in 65474 Bischofsheim und 
hat durch Kaufvertrag weitere Grund­
stücke mit einer Gesamtgröße von 
15.995 qm hinzu erworben. 

Das Gesamtgrundstück liegt in einem 
Industrie- und Gewerbegebiet ca. 2-3 km 
nördlich von der Stadt Bischofsheim ent­
fernt. Der Standort ist unmittelbar neben 
der Autobahn A 60, Abfahrt Bischofs­
heim, zwischen dem Autobahndreieck 
Rüsselsheim und dem Mainspitz-Dreieck. 
Es ist beabsichtigt, eine weitere 1.759 qm 
große Grundstücksteilfläche zu erwer­
ben. 

Einschließlich der noch zu erwerbenden 
Teilfläche und angefallener Kosten aus 
dem Abriß bestehender Baulichkeiten, 
die bilanziell zum 30.11.1995 zu einem 
Negativkapital von DM 5,2 Mio. getührt 
haben, ist das Gesamtareal mit einem Be-

trag von DM 12,5 Mio. in den Gesamtin­
vestitionskosten.enthalten. 

Das Grundstück wird z. zt. mit einem 
Fachmarktcenter bebaut. 

Hierzu hat die Bischofsheim KG als Bau­
herr einen Geschäftsbesorgungsvertrag 
mit der Adolf Schaper GmbH & eo., abge­
schlossen. Der Auftragswert der Ge­
schäftsbesorgung beträgt voraussichtlich 
DM 25.300.000,-. Die Adolf Schaper GmbH 
& eo. erhält als Geschäftsbesorger eine 
Vergütung von maximal DM 130.000. 

Die Adolf schaper GmbH & eo. ist als Auf­
-traggeberin in einen ursprünglich direkt 

- -·zwischen der Bischofsheim KG und der 
BSV Bau -- Bauservice und Verwaltung 
GmbH; Saarbrücken -!Auftragnehmerin>, 

-abgeschlossenem Bauvertrag eingetre­
ten. 

Bei dem Fachmarktcenter handelt es sich 
um ein weitgehend zweigeschossiges 
Gebäude mit einer Nutzfläche von ca. 
18.500 qm. Es ist als Stahlbetonkon­
struktion mit Trapezblechfassade und 
Flachdach konzipiert. 

Insgesamt ist eine Aneinanderreihung 
von klein- und großflächigen Betriebsein­
heiten vorgesehen, die gemeinsam eine 
komplexe, geschlossene Bebauung bil­
den. Genutzt wird das Objekt von einem 
SB-Möbelmarkt und verschiedenen non­
Food-Fachmärkten sowie einem Elektro­
fachmarkt. Ausreichende Parkmöglich­
keiten sind vorhanden. Eine Teilgrund­
stücksfläche wird ggf. zum sau und 
Betrieb einer Tankstelle genutzt. vorhan­
dene Boden- und Grundwasserkontami­
nierungen im Zusammenhang mit einer 
bisher betriebenen Tankstelle werden 
zur Zeit von der BSV entsorgt. 

Die Baugenehmigung für die Errichtung 
des Fachmarktcenters wurde erteilt. Die 
Bischofsheim KG trägt als Bauherrin die 
Risiken der Fertigstellung des Objektes. 
Die Fertigstellung des Objektes erfolgt 
voraussichtlich im Juli 1996. 
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1.2.2 Leasingvertrag 

Ab dem 01.08.1996 <voraussichtlicher 
Mietbeginn) ist das Leasingobjekt mit 
einer Gesamtmietzeit von 30 Jahren auf 
Basis eines Immobilien-Leasing-Vertrages 
an die CU vermietet. 

Die CU hat das Objekt im Rahmen eines 
Immobilien-Leasing-Vertrages der Adolf 
schaper GmbH & Co., Hannover, mit ana­
logen Laufzeiten zur Nutzung überlassen. 

Die Leasingraten werden in Abhängigkeit 
von den objektbezogenen Investitions­
kosten und den Fremdfinanzierungsbe· 
dingungen festgelegt. In den Leasing­
raten sind kalkulierte Verwaltungskosten 
für die CU (Verwaltung der Immobilie) 
und für die CFB <Abwicklung der 
Gesellschaftsangelegenheiten und Kom­
manditistenbetreuung> enthalten. Mit 
dem Leasingnehmer sind auf Basis der 
voraussichtlichen Investitionskosten, ei­
nes angenommenen Mischzinssatzes von 
6,89 % p. a. für die ersten 10 Mietjahre 
und eines angenommenen Zinssatzes von 
8,0 % p. a. für die folgenden Mietjahre 
folgende jährliche Leasingraten ver· 
einbart worden: 

Mietjahre 

1 • 5 
6 • 10 

11 -15 
16 • 18,5 

Leasingrate 
in DM p.a. 

2.119.426,-
2.847.713,-
3.834.388,-· 
4.466.848,-

Der Immobilien-Leasing-Vertrag sieht vor, 
daß die Leasingrate nach 10 Mietjahren 
für die Restlaufzeit der 1. Mietperiode an 
den neu zu vereinbarenden Zinssatz an­
gepaßt wird. 

Änderungen der zugrundegelegten In· 
vestitionskosten sind derzeit nicht er­
sichtlich. Investitionskostensteigerungen 
können nach Endabrechnung durch eine 
Erhöhung des Eigenkapitals <Nachschuß­
pflichtl und/oder durch Aufnahme zu­
sätzlicher Fremdmittel finanziert 
werden. Dabei ist im Gesellschaftsvertrag 
der Beteiligungsgesellschaft die Nach­
schußpflicht des Kommanditisten auf 
10 % der Kommanditeinlage begrenzt 
(fällig ggf zum· 02 12 1996· vgl § 4 3 des 
Gesellschaftsvertrages! Im Immobilien­
Leasing-Vertrag ist vorgesehen, daß 
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zusätzliche Finanzierungsmittel durch 
entsprechend höhere Leasingraten und 
einen höheren Ankaufspreis amortisiert 
werden. Investitionskostensteigerungen 
führen zu keiner Beeinträchtigung der 
Basisrendite auf das insgesamt effektiv 
eingesetzte Eigenkapital. 

Der Leasingnehmer ist nach dem lmmobi· 
lien-Leasing-Vertrag verpflichtet, alle ob­
jektbezogenen Nebenkosten einschließ­
lich Versicherungsprämien • mit Aus­
nahme der Kosten für die noch 
abzuschließende Mietausfallversicherung 
• sowie Kosten der Instandhaltung, Unter­
haltung und Instandsetzung des Leasing­
objektes zu tragen. 

In der Kalkulation für die Bischofsheim KG 
wurde deshalb eine lnstandhaltungsrück­
lage nicht erfaßt. Im Hinblick auf den 
über 30 Jahre fest abgeschlossenen Im­
mobilien-Leasing-Vertrag .mit der . cu ist 
ein . Mietausfallrisiko kalkulatorisch nicht 
berücksichtigt. 

Das· Risiko der Mangelhaftigkeit, Unbe­
nutzbarkeit und des zufälligen Unter­
gangs bzw. der ganzen oder teilweisen 
Zerstörung des Leasingobjektes sowie 
der außerordentlichen Kündigung des 
Immobilien-Leasing-Vertrages trägt die 
Bischofsheim KG. Nach gültigem Leasing­
Erlaß ist die Übernahme dieser Risiken 
u. a. erforderlich, damit die Bischofsheim 
KG wirtschaftlicher Eigentümer ist. Einen 
Teil der genannten Risiken deckt die 
noch abzuschließende Extended­
coverage Versicherung ab. Die infolge 
eines versicherten Sachschadens ein­
tretenden Mietverluste werden durch 
die Mietausfallversicherung , abgedeckt. 
Hat der Leasingnehmer aber die Ver­
schlechterung des Leasingobjektes oder 
die vorzeitige Kündigung zu vertreten, 
bleibt er zur Zahlung verpflichtet. 

1.2.3 Ankaufsrecht 

Die ALS Grundstücksverwaltung GmbH 
& Co. Objekt-KG, Saarbrücken, hat zum 
Ablauf des 20. bzw. 30. Mietjahres • vor­
aussichtlich zum 31.07.2016 bzw. 
31.07.2026 - ein Ankaufsrecht am Leasing­
objekt, das mit einer Ankündigungsfrist 
von 6 Monaten ausgeübt werden kann. 
Unter Berücksichtigung der vereinbarten 
Leasingraten ergibt sich nach Ablauf von 
20 Mietjahren !s.o.>, auf Basis der derzeit 
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ersichtlichen Investitionskosten, ein An­
kaufspreis von DM 22.715.570 Ngl. § 6 
Ziff. 6 des Gesellschaftsvertrages!. 

1.3 Art der Beteiligung 

Die Bischofsheim KG ist eine vermögens­
verwaltende Komma_nditgesellschaft, an 
der sich natürliche und juristische Per­
sonen als Kommanditisten beteiligen 
können. 

1.3.1 GeschäftsfOhrung und Vertre-
tung 

Die Geschäftstührung und Vertretung der 
Bischofsheim KG obliegt dem persönlich 
haftenden Gesellschafter, Herrn 
Wolfgang Reeder, Ennigerloh. Im übrigen 
wird auf § 6 Ziff. 1 des Gesellschaftsver­
trages verwiesen. 

1.3.2 Beteiligungsvolumen und Haf-
tung 

Das· Kommanditkapital der Bischofsheim 
KG wird durch die.Aufnahme. von Neuge­
sellschaftern auf DM 10.070.000,- erhöht. 

Eine Beteiligung kann in Höhe von 
DM 50.000,- oder einem darüber liegen­
den, durch 10.000 teilbaren Betrag erfol­
gen czu einer Beteiligung an der Gesell­
schaft ab 10 % wird auf Ziff. 3.1.1 verwie­
sen!. 

Der Emissionskurs beträgt 

Die Einzahlung erfolgt: 
am 02.12.1996 
am 01.12.1997 
Effektiver Eigenkapital­
einsatz - vgl. Anlage II 
(Grenzsteuersatz 53 %/ solZ 

100,0 % 

zu 55,0 % 
zu 45,0:% 

64,9 % 

1996 -1999) 

Die Gewinn- und Verlustverteilung der 
Gesellschaft richtet sich nach dem stand 
der Kapitalkonten I zum Ende des Ge­
schäftsjahres (vgl. § 5 Ziff. 2 des Gesell­
schaftsvertrages!. 

Jeder Kommanditist wird mit seiner Ein­
lage als Hafteinlage im Handelsregister 
eingetragen. Eine Haftung über die Ein­
lage hinaus ist ab Eintragung stets ausge­
schlossen. vom theoretischen Risiko einer 
über die Einlage hinausgehenden Haf­
tung bis zur Eintragung gemäß § 176 HGB 
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stellt die CFB den Kommanditisten frei, 
sofern er unverzüglich die zu seiner Ein­
tragung erforderliche Vollmacht CPro­
spektbeilageJ erteilt. Im übrigen ist die 
Haftung ausgeschlossen, soweit die Ein­
lage geleistet ist. Die für die Geschäfts­
jahre ab 1998 vorgesehenen Ausschüt­
tungen stellen jedoch Rückzahlungen der 
Einlage im Sinne des § 172 Absatz 4 HGB 
dar; bis zur Höhe dieser Beträge lebt die 
persönliche unmittelbare Haftung des 
Kommanditisten wieder auf. 

um Renditeminderungen bei einer even­
tuellen Unterschreitung der Investitions­
kosten zu vermeiden, kann der persön­
lich haftende Gesellschafter nach Abrech· 
nung der Investitionskosten neben einer 
Minderung der Fremdfinanzierung eine 
außerplanmäßige . Rückzahlung aus der 
.geleisteten Einlage vornehmen. 

1.3.3 Beendigung der Beteiligung 

Das .Gesamtkonzept ist auf eine lang-
•. fristige Beteiligung. • ausgelegt. Nach 
18,5 Mietjahren /(voraussichtlich zum 
31.01.2015) kann der Kommanditist 
seinen Anteil zu einem fixierten Kaufpreis 
von 18 % seines Kapitalanteils und gegen 
Befreiung von seiner Kommanditisten­
haftung für die Verbindlichkeiten der 
Gesellschaft auf die CU übertragen, wenn 
die KG den Grundbesitz noch nicht ver­
kauft hat und der Leasingnehmer weiter­
hin zur Zahlung verpflichtet ist (Vgl. § 1 
der Vereinbarung über Optionsrechte zur 
Übernahme von Kommanditanteilenl. 

Der Kommanditist kann seinen Anteil 
grundsätzlich mit Zustimmung des per­
sönlich haftenden Gesellschafters auch 
vorzeitig veräußern. Die Zustimmung 
darf nur aus wichtigem Grund versagt 
werden. Die Veräußerung· ist jeweils nur 
mit Wirkung zum 31. Dezember eines 
jeden Jahres zulässig !vgl. § 4 Ziff. 7 des 
Gesellschaftsvertrages>. veräußerungs­
möglichkeit und Veräußerungspreis rich­
ten sich dabei nach der jeweiligen Markt­
lage. zur Erzielung der prospektierten 
Rendite benötigt der Kommanditist 
einen Veräußerungspreis, der der Höhe 
seines kalkulatorisch gebundenen Eigen­
kapitals zum Veräußerungszeitpunkt ent­
spricht (vgl. Anlage III a, spalte 5l. 

Bei einer beabsichtigten Veräußerung 
bzw. Anteilsübertragung zu einem Zeit-

sA 
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punkt, wo noch kein steuerrelevanter 
Überschuß erzielt worden ist, sollte ein 
Steuerberater hinzugezogen werden, um 
eine mögliche Nichtanerkennung der Ver­
lustzuweisungen wegen "Liebhaberei" 
auszuschließen. 

Des weiteren endet die Beteiligung ggf. 
vorzeitig, wenn während der ersten 
18,5 Mietjahre des Immobilien-Leasing­
vertrages der Leasingnehmer der cu mit 
seinen Zahlungsverpflichtungen in Rück­
stand gerät. In diesem Fall hat die CU das 
Recht, die Anteile der Kommanditisten zu 
erwerben lvgl. § 2 der Vereinbarung über 
Optionsrechte zur Übernahme von Kom­
manditanteilen>. Der von der CU zu 
zahlende Übernahmepreis gewährleistet 
die kalkulierte Rendite des Kom­
manditisten bei unterstelltem Grenz­
steuersatz von 53 % zzgl. SolZ 11996-1999) 
und entspricht ab 1997 der kalkulierten 
Eigenkapitalbindung <vgl. Anlage III sowie 
§ 2 der o_g_ Vereinbarung)_ 

2 Finanzierung 

Die Gesamtausgaben von TOM 44.829 
werden insbesondere durch Eigenkapital 
in Höhe von TDM 10.070 und Fremdkapi­
tal in Höhe von TDM 32.110 finanziert lllfll 
Anlage ll 

Die Commerzbank AG hat sich grundsätz­
lich bereit erklärt, die langfristige Fremd­
finanzierung bereitzustellen. Die Til­
gungsmodalitäten sowie der Auszah­
lungskurs werden z.zt. entsprechend den 
Planrechnungen vereinbart. Im Rahmen 
der Planrechnungen wurde hierbei von 
Nominal-Zinssätzen von 4,56 % p.a:· bis 
zum 31.07.2001 (Verrechnungszeitraum 
des 10%igen Disagios> und 7 % p.a. bis 
zum 31.07.2006 (bei 10-jähriger Zinsfest­
schreibung> ausgegangen. 

Die Fremdmittel werden durch Grund­
schulden besichert. 

Mit der CFB ist ein Vertrag über die Ver­
mittlung des Eigenkapitals gegen eine 
Vermittlungsgebühr von 5 % des Kom­
manditkapitals der Neugesellschafter ab­
geschlossen. 

Die CFB garantiert die vollständige Plazie­
rung des Eigenkapitals - Plazierungsgaran­
tie - sowie die Einzahlung gegen eine Ge-
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bühr von 1 % des Kommanditkapitals der 
Neugesellschafter !zzgl. UStl. 

3 steuerliche Betrachtung 

3.1 Einkommensteuer 

3.1.1 Einkunftsart 

Die Bischofsheim KG ist eine vermögens-
• verwaltende Kommanditgesellschaft. Die 
Gesellschafter erzielen Einkünfte aus Ver­
mietung und Verpachtung. sofern ihre 
Beteiligung im Privatvermögen liegt_ 
Damit ist ein Veräußerungsgewinn bei 
Verkauf der Immobilie bzw. des Komman­
ditanteifs nicht steuerpflichtig, sofern 
die Spekulationsfrist von 2 Jahren über­
schritten ist 1§ 23 EStGl. 

• 1m Zusammenhang mit der Veräußerung 
weiterer Objekte kann Jedoch aufgrund 
Rechtsprechung und Verwaltungsmei­
nung unter besonderen umständen ein 

• gewerblicher Grundstückshandel des 
Kommanditisten angenommen werden 
li. B. Veräußerung von mehr als drei 
Objekten innerhalb von 5 Jahrenl mit der 
Folge, daß ein Veräußerungsgewinn dann 
steuerpflichtig ist. Im Rahmen der Prü­
tung, ob ein gewerblicher Grundstücks­
handel vorliegt, sind sowohl Objektver­
äußerungen durch eine vermögensver­
waltende Grundbesitzgesellschaft - wie 
die vorliegende - als auch die Veräuße­
rung einer Beteiligung an einer solchen 
Gesellschaft nach gegenwärtiger Auffas­
sung der Finanzverwaltung beim Gesell­
schafter dann anzurechnen, 

- wenn seine Beteiligung an, der Gesell­
schaft mindestens 10 % beträgt 

!Jillj_ 

- die Veräußerung innerhalb eines Zeit­
raumes von 10 Beteiligungsjahren er­
folgt (BMF vom 20.12.1990, BStBI. 1990 1, 
S. 884; vgl. auch § 23 1 S. 2 EStGl. 

Nach dem Beschluß des Großen Senats 
des BFH vom 03.07.1995 IDStR 1995, 
s. 1339 ff.l sind Grundstücksveräuße­
rungen einer Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts für die Prüfung eines gewerb­
lichen Grundstückshandels eines Gesell­
schafters mit einzubeziehen. Der Ent­
scheidung des Großen Senats sind hin-
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sichtlich der Höhe der Beteiligung keine 
Grenzen zu entnehmen. Darüber hinaus 
hat der Große Senat besonderen wert 
auf das Gesamtbild der Verhältnisse Cd. h. 
Zahl der Veräußerungen, zeitlicher Zu­
sammenhang und Branchennähe), wie 
aber auch auf den Gesellschaftszweck der 
Beteiligungsgesellschaft gelegt. 

Liegt der Anteil im Betriebsvermögen 
des Kommanditisten, ist ein Veräuße­
rungsgewinn steuerpflichtig. 

3.1.2 Überschußerzielungsabsicht 

Auf der Ebene der Bischofsheim KG 
liegen steuerlich relevante Einkünfte vor, 
da die Vermietung mit Überschußerzie­
lungsabsicht erfolgt. 

infolge des über 30 Mietjahre fest abge­
schlossenen Immobilien-Leasing-Vertra­
ges mit der CU ist durch entsprechende 
Planrechnungen belegt, daß mit einem 
Totalüberschuß hinreichend sicher ge­
rechnet werden kann. 

laufende Überschüsse entstehen bei der 
Bischofsheim KG bereits ab dem 10. Miet­
jahr; per Saldo wird zum Ablauf des 18,5. 
Mietjahres bei Verrechnung der lau­
fenden Ergebnisse ein Gesamtüberschuß 
erzielt. Die vom BFH aufgestellte Vermu­
tung fehlender Gewinnerzielungsabsicht 
bei Verlustzuweisungsgesellschaften curt. 
v. 21.8.1990, DB 1991, s. 1150) ist somit 
u. E. hier widerlegt; im übrigen geht die 
Finanzverwaltung davon aus, daß bei 
Grundstücksverwaltungsgesellschaften 
mit Einkünften aus Vermietung und Ver­
pachtung der Beweis des ersten An­
scheins für das vorliegen der Einkunftser­
zielungsabsicht spricht CBMF vom 
23.07.1992, DB 1992, 5. 1755). 

Der Erlaß des Thüringer Finanzministe­
riums vom 18.03.1993 CAZ.: s. 2253 aA -
6/93 - 2.04.2>, wonach durch das Bestehen 
einer Rückkaufgarantie nach ca. 5 - 8 Jah­
ren seitens des Initiators die an sich be­
stehende Vermutung für das vorliegen 
einer Einkunftserzielungsabsicht des An­
legers entkräftet wird, ist u. E. für dieses 
Beteiligungsangebot nicht relevant. Die 
Begründung liegt in dem hinreichend 
sicheren Nachweis der Erzielung eines 
Totalüberschusses für den Zeitpunkt der 
möglichen Rücknahme. 
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Finanziert ein Kommanditist seine Beteili­
gung durch Kredit, so kann allerdings auf 
seiner Ebene die ÜberschuBerzielungsab,· 
sieht fehlen und deshalb die steuerliche 
Anerkennung der Verluste bei ihm schei­
tern, wenn die Kreditkosten <Sonderwer­
bungskosten) per Saldo den aus der Be­
teiligung zu erwartenden steuerrelevan­
ten Überschuß • ohne Veräußerungsge­
winn• übersteigen. 

Insgesamt ist zu beachten, daß die über 
die Laufzeit geltend gemachten Sonder­
werbungskosten den Totalüberschuß 
<ersichtlich aus Anlage III, summe spalte 
2) nicht aufzehren. 

3.1.3 Verlustzuweisungen 

Als steuerlich sofort abzugsfähiger Auf­
wand CWerbungkosten) werden Abschrei­
bungen, die Zinsen auf das Fremdkapital, 
Vermittlungsgebühr, Verwaltungskosten 
ab Mietbeginn sowie das Disagio in den 
Planrechnun11en berücksichtigt. 

· Die Verlustzuweisung auf die gesamte 
Einlage beträgt: 

für die Jahre 1996 52,7 % 
1997 9,0 % 

insgesamt bis 2003 1 oo,o % 

Die ggf. vor ihrem Beitritt entstandenen 
und gezahlten Aufwendungen werden 
bei den Anlegern anteilig als Anschaf­
fungskosten behandelt <vgl. Textziffer 7.7 
des BMF-Schreibens vom 31.08.1990 zu 
Bauherrenmodellen und geschlossenen 
Immobilienfonds, DB 1990, s. 1791 ffJ. 

Für die bis zum Jahre 2005 noch anfallen­
den Verluste in Höhe von insgesamt 
3,70 %, die über die Höhe der Komman­
diteinlage hinausgehen, ist entsprechend 
§ 15 a EStG ein Verlustvortrag zu bilden. 
Dieser wird mit künftigen Gewinnen aus 
der Beteiligung verrechnet. 

3.1.4 Anerkennung der 
Verlustzuweisungen 

Im einzelnen ist die sofortige Abzugs­
fähigkeit der vorgenannten Aufwen­
dungen im o. g_ BMF·Schreiben geregelt. 
Insbesondere die sofortige Abzugsfähig­
keit des Disagios ist gewährleistet, da die 
Bedingung der Marktüblichkeit • Disagio 
bis zu 10 v. H. für ein Darlehen mit Zins-
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festschreibungszeitraum von mindestens 
5 Jahren - erfüllt ist <vgl. Tz. 6 i.V.m. Tz 
3.3.4 des oben zitierten BMF-Schreibensl. 

Gemäß BMF-Schreiben vom 01.03.1995 nv 
B 3- s 2253 a - 6/95) gehören Eigenkapital­
vermittlungsprovisionen im Regelfall 
nicht zu den Anschaffungs- oder Herstel-

. lungskosten des bebauten Grundstückes, 
sondern zu den sofort abzugsfähigen 
Aufwendungen. Die Rechtsgrundsätze 
des Urteils des BFH vom 11.01.1994 <DB 
1994, s. 1330! sind nach dem oben zitier­
ten BMF-Schreiben über den entschie­
denen Einzelfall hinaus nicht anzuwen­
den. Die rechtliche Einordnung der Ko­
sten, die von der Fondsgesellschaft auf­
zubringen sind, richtet sich weiterhin 
nach dem BMF-Schreiben vom 31.08.1990. 
Daher ist die Eigenkapitalvermittlungs­
provision in den Planrechnungen als so­
fort abzugsfähiger Aufwand berücksich­
tigt. 

Die Renditeberechnungen basieren auf 
der Annahme, daß durch die Eintragung 
der Kommanditisten im Handelsregister 
Entnahmen <Ausschüttungen> nicht als 
Gewinne zuzurechnen und zu versteuern 
sind. Verluste über die Einlage hinaus 
dürfen nicht mit anderen Einkünften aus­
geglichen, sondern lediglich zur Verrech­
nung mit zukünftigen Gewinnen der 
Bischofsheim KG zeitlich unbeschränkt 
vorgetragen werden. 

Bis zur Veröffentlichung des Schreibens 
des Bundesministers der Finanzen vom 
20.02.1992 (BStBI. 1992, J s. 123 fJ vertrat 
die Finanzverwaltung zum § 15 a EStG die 
Meinung, daß den Kommanditisten bei 
Bestehen oder Entstehen von negativen 
Kapitalkonten grundsätzlich auch der 
Betrag der Einlagenminderung durch 
Entnahmen als Gewinn zuzurechnen sei. 
Obwohl insoweit seine Haftung wieder 
auflebt, wurde diese Meinung damit be­
gründet, daß bei einer in sich geschlosse­
nen Finanzierungskonzeption die Inan­
spruchnahme unwahrscheinlich sei. 
Andererseits sollte in Höhe der zuzurech­
nenden Beträge ein Verlust zur Verrech­
nung mit zukünftigen Gewinnen vorge­
tragen werden. 

Nachdem die Finanzverwaltung mit o. g. 
Schreiben ihre bis dahin vertretene Auf­
fassung bereits weitgehend aufgegeben 
hatte, stellte sie unter Bezugnahme auf 

CFB-FONOS NR. 82 

die urteile des BFH vom 17.12.1992 <DB 
1993, s. 1496> sowie vom 30.11.1993 <DB 
1994, s. 609) klar, daß auch bei einem ge­
schlossenen Finanzierungskonzept 
grundsätzlich von der Wahrscheinlichkeit 

• der Inanspruchnahme der Kommanditi-
• sten auszugehenist,.sofern das Haftungs­

risiko nicht durch entsprechende ver­
tragliche Gestaltung ausgeschlossen wird. 
!s. Schreiben des Bundesministers der 
Finanzen vom 30. Juni 1994, BStBI. 1994, 1. 
s. 355). Sollte die Finanzverwaltung hier 
dennoch zu einer Zurechnung der Ent­
nahmen als Gewinn kommen, würde dies 
zu einer Verschiebung der steuerlichen 
Ergebnisse und damit zu einer Verminde­
rung der Rendite nach steuern auf ca. 
5,12% - bei unterstelltem Grenzsteuersatz 
von 53 % - führen. 

Die frühere Auffassung der Finanzverwal­
tung, eine Darlehensfinanzierung der Be­
teiligung mindere das steuerliche Verlust­
ausgleichsvolumen, ist ebenfalls mit 
Schreiben des Bundesministers der Finan-

. zen vom 20.02.1992 aufgegeben worden. 
. Die weiterhin . bestehende Problematik 

der Darlehensfinanzierung im Zusammen­
hang mit der Überschußerzielungsabsicht 
des Kommanditisten bleibt hiervon unbe­
rührt. 

3.1.5 Geltendmachung 
der Verlustzuweisungen 

Nach § 37 Abs. 3 s. 7 EStG können Verluste 
aus Einkünften aus Vermietung und Ver­
pachtung bei der Festsetzung von Vor­
auszahlungen grundsätzlich nur für Ka­
lenderjahre berücksichtigt werden, die 
nach der Anschaffung oder Fertigstel­
lung des Gebäudes liegen. Bei der Berech­
nung des effektiven Eigenkapital­
einsatzes und der Rendite wurde unter­
stellt, daß der Verlust des Jahres 1996 
aufgrund der Veranlagung zur ESt erst im 
folgenden Jahr 1997 zur Verminderung 
von Steuerzahlungen führt. 

Über die Verluste der Folgejahre erhalten 
die Kommanditisten von der Beteili­
gungsgesellschaft Bestätigungen und die 
sonst erforderlichen unterlagen zur Be­
gründung von Anträgen auf Anpassung 
der Festsetzung der vierteljährlich zu 
leistenden Einkommensteuer-Vorauszah­
lungen !§ 37 Abs. 3 EStG> oder zur Eintra­
gung eines Freibetrages auf der Lohn­
steuerkarte!§ 39 a Abs. 1 EStGl. 

11.6. 
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Die Steuereffekte ab 1997 sind bei der 
Renditeberechnung jeweils zum Ultimo 
des Jahres angesetzt, für das die Ergeb­
niszuweisung erfolgt. 

3.2 vermögen-. Erbschaft­
und Schenkungsteuer 

3.2.1 Vermögensteuer 

Die Rendite verbessert sich auf Basis der 
bis zum 31.12.1995 geltenden Gesetzes­
Jage • fOr vermögensteuerpflichtige 
Kommanditisten noch dadurch. daß für 
die gesamte Dauer der Beteiligung die 
anteiligen Fremdmittel den Einheitswert 
des Grundvermögens <inkl. zuschlag! 
übersteigen und somit dieses "Negativ­
vermögen" durch Verrechnung mit sonst 
steuerpflichtigem vermögen der Kom­
manditisten zu Ersparnissen bei der Ver­
mögensteuer führt. 

Im Rahmen des Gesetzes zur Umsetzung 
des Föderalen Konsolidierungsprogram-

• mes wurde der vermögensteuersatz fOr 
natürliche Personen ab. ·1995 gesplittet 
(begünstigtes vermögen 0,5 %; nicht be­
günstigtes Vermögen 1 %!. 

Die in Anlage IV spalte (2l dargestellten 
Bemessungsgrundlagen fOr die Vermö­
gensteuer basieren auf Erfahrungs­
werten unter Berücksichtigung der bis 
zum 31.12.1995 geltenden Gesetzeslage. 

Es ist jedoch zu beachten. daß sich auf­
grund besonderer Befreiungsvorschrif­
ten unterschiedliche Vorteile in Abhän­
gigkeit vom Wohnsitz/gewöhnlichen Auf­
enthalt des Gesellschafters (westliche 
Bundesländer/Beitrittsgebiet im Sinne 
des Artikels 3 des Einigungsvertrages 
vom 31.08.1990) ergeben. 

Natürliche Personen, die bereits vor dem 
01.01.1991 ihren Wohnsitz in den neuen 
Bundesländern (ohne Berlin-West! hatten. 
sind gemäß § 24 c Nr. 1 und 3 vstG fOr die 
Kalenderjahre 1991 - 1995 von der Vermö­
gensteuer befreit. Im Rahmen des 
Jahressteuergesetzes 1996 sind die 
steuerlichen Förderungsmaßnahmen für 
die neuen Bundesländer verlängert 
worden. Das Gesetz sieht u. a. vor. die 
sachlichen und persönlichen Befreiungs­
vorschriften nach § 24 c vstG bis Ende 
1998 zu verlängern. Insoweit können die 
hiervon betroffenen Kommanditisten für 
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den vorgenannten Zeitraum keine ver­
mögensteuerlichen Vorteile erzielen. 

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfGl 
hat in dem Beschluß vom 22.06.1995 (2 
BVL 37/91; DB 1995. s. 1740 ff.) die Unver­
einbarkeit der unterschiedlichen Be­
lastung von einheitswertgebundenem 
vermögen mit dem Grundgesetz der 
Bundesrepublik Deutschland festgestellt 
und dem . Gesetzgeber eine fOnfjährige 
Übergangsregelung im Rahmen einer 
Neuregelung der Vermögensteuer zuge­
standen. 

Da diese Neuregelung derzeit noch aus­
steht, ist es möglich, daß sich die Zusatz­
vorteile bei der Vermögensteuer nicht 
oder nicht in voller Höhe realisieren 
lassen. 

Die in der Anlage IV angegebenen Bemes­
sungsgrundlagen für die Vermögensteu­
er beruhen auf einem geschätzten Ein­
heitswert für den Grundbesitz <auf Basis 
der bis . zum 31.12.1995 geltenden 

• Gesetzeslage) • in . Höhe· von • insgesamt 
42 % (inkl. 40 % Zuschlag! . der Investi­
tionskosten. Sollte im Rahmen einer Neu­
regelung der Wertansatz um beispiels­
weise 10%-Punkte angehoben werden, 
mindert sich die negative Bemessungs­
grundlage um ca. DM 37.750.- bezogen 
auf eine Kommanditbeteiligung von DM 
100.000. 

3.2.2 Erbschaft- und Schenkung-
steuer 

Im Rahmen der Erbschaftsteuer gelten 
die gleichen Bemessungsgrundlagen wie 
fOr vermögensteuerliche zwecke. Die in 
Anlage V, Spalte (2l aufgezeigten nega­
tiven Bemessungsgrundlagen - ebenfalls 
beruhend auf Schätzwerten - können zu 
Steuervorteilen im Fall der Vererbung 
der Beteiligung fOhren. 

Für zwecke der Schenkungsteuer sind die 
jeweiligen Bemessungsgrundlagen nach 
einem gesonderten Verfahren. gemäß 
dem Erlaß betr. schenkungsteuerrecht­
liche Behandlung von gemischten Schen­
kungen sowie von Schenkungen unter 
einer Auflage zu ermitteln mstBI. 1 s. 445 
v. 9.11.1989!. Die Berechnung der Bemes­
sungsgrundlage nach dieser, am Ver­
kehrswert (Erfahrungswert unter Berück­
sichtigung einer linearen AfA von hier 

1 2 -•"'------~ 
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3 % p.a. auf Gebäude> orientierten Me­
thode kann bestenfalls zu einem Wert 
von DM 0,- nicht aber zu einer negativen 
Bemessungsgrundlage fÜhren Cl/9.L. 
Anlage IV Spalte (4ll . 

Inwieweit die in Anlage IV, spalte <3> und 
C4l aufgezeigten Bemessungsgrundlagen 
zu Steuervorteilen im Fall der Vererbung 
und Schenkung der Beteiligung führen, 
hängt von der gesetzlichen Neuregelung 
ab. 

3.3 Andere steuerarten 

3.3.1 Grunderwerbsteuer 

Die bei der AnschaffUng des Leasingob­
jektes ggfs. anfallende Grunderwerb­
steuer ist Bestandteil der Investitions­
kosten. 

Der Erwerb sowie eine spätere Veräuße­
rung der Beteiligung. unterliegen nicht 
der·Grunderwerbsteuer. 

3.3.2 Grundsteuer 

Im Immobilien-Leasing-Vertrag ist verein­
bart, daß die Grundsteuer im Rahmen der 
Nebenkosten vom Leasingnehmer zu 
tragen ist. 

3.3.3 Umsatzsteuer 

Die Gesellschaft hat gemäß § 9 UStG zur 
Umsatzsteuer optiert. Die in diesem An­
gebot enthaltenen Angaben über Ein­
nahmen und Ausgaben der Gesellschaft 
verstehen sich netto ohne Umsatzsteuer. 
Dtirch Umsatzsteuerzahlungen bzw. -er­
stattungen können Ergebnisverschiebun­
gen eintreten. 

4 Rendite 

4.1 Prämissen 

Als finanzmathematisch objektive Basis 
für Renditeberechnungen bei nicht 
gleichbleibenden Zahlungsströmen hat 
sich die Methode des internen Zinssatzes 
weitgehend durchgesetzt. Die Renditean­
gaben des Beteiligungsangebotes 
wurden nach dieser Methode berechnet. 

Die Liquiditätszuflüsse, die der Komman­
ditist durch seine Beteiligung erhält, 
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beinhalten rechnerisch nach Abzug der 
Verzinsung auch bereits Rückführungen 
des Eigenkapitals. Aus diesen Rückführun­
gen resultiert ein jährlich veränderter 
stand des jeweils kalkulatorisch gebun-

• ·denen Eigenkapitals !vgl Planliquiditäts­
rechnung und Rentabilitätsberechnung 
Anlage 11t und III al. 

Alle Renditeangaben beruhen auf der 
Prämisse, daß der Kommanditist seine Be­
teiligung nicht fremdfinanziert. weiter 
wird angenommen, daß der Anteil im 
Privatvermögen des Kommanditisten 
liegt und bei verkauf des Anteils kein 
steuerpflichtiger Veräußerungsgewinn 
anfällt. Ferner wird bei der Höhe der Ver­
lustzuweisung 1996 unterstellt, daß der 
Beitritt des Kommanditisten mit An­
nahme der Beitrittserklärung zum 
14.05.1996 wirksam wird. 

Für die Renditeberechnung wurde ab 
dem 01.08.2006 ein :durchschnittlich zu 
erwartender. Zinssatz für Hypotheken' 

. • darlehen .von 8 % p.a. unterstellt. Dieser 
Durchschnittszinssatz erlaubt eine 
realistische Renditeaussage über den Pla­
nungszeitraum von rund 18,5 Jahren. 

Bei allen Renditeangaben in diesem 
Beteiligungsangebot ist unterstellt, daß 
die Beteiligung des Kommanditisten 
durch Anteilsrücknahme der cu nach Ab­
lauf des 18,5. Mietjahres endet. Der Kom­
manditist kann an den über die prospek­
tierte Rendite hinausgehenden mög­
lichen Wertveränderungen des Leasing­
objektes nur teilnehmen, wenn das vor­
genannte Ankaufsrecht nicht ausgeübt 
wird und der Anteil auch nicht an die CU 
veräußert wird. 

Für die Jahre 1996 - 2003 fallen Verlustzu­
weisungen von insgesamt 100 % bezogen 
auf die Kommanditeinlage an. Bei der 
Renditeberechnung wird angenommen, 
daß den verlustzuweisungen aus der Be­
teiligung andere verrechenbare Ein­
künfte des Kommanditisten gegenüber­
stehen. Desweiteren wird als Prämisse ge­
setzt, daß auf der Ebene des Kommandi­
tisten über die gesamte Beteiligungs­
dauer ein gleichbleibender Grenzsteuer­
satz fOr die Steuereffekte (EStl aus der 
Beteiligung zum Tragen kommt cexempla­
rische Grenzsteuersätze für die Rendite­
berechnung 45 % und 53 %l. 
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Im Rahmen des Gesetzes zur Umsetzung 
des Föderalen Konsolidierungspro­
gramms vom 23.06.1993 / BGB!. 1 93, 
944(975> wird seit dem 01.01.1995 ein zeit­
lich nicht befristeter 7,5%-iger Solidari­
tätszuschlag bezogen auf die Einkom­
mensteuer- und Körperschaftsteuer-

-schuld erhoben. Dieser zuschlag bewirkt 
eine Erhöhung des Grenzsteuersatzes 
und ist in der prospektierten Rendite fOr 
die Jahre 1996 -1999 berücksichtigt. 
sollte das Solidaritätszuschlagsgesetz un­
verändert auch noch zu dem Zeitpunkt 
Gültigkeit besitzen, ab dem Gewinne zu­
gewiesen werden, ist auf den beim Anle­
ger entstehenden Steuerbetrag zusätz­
lich 7,5 % p.a. Solidaritätszuschlag zu ent­
richten. Hierdurch kann sich ab dem Jahr· 
2007 die Steuerbelastung auf die kalku­
lierten Gewinnzuweisungen erhöhen, mit 
der Folge einer Renditeverringerung um 
bis zu ca. 0,21 %. p_ a. (bei einem Grenz­
steuersatz von 53 %l. 

4.2 Basisrendite 

4.2.1 Ermittlung der Basisrendite 

zur Ermittlung der Basisrendite werden 
die Ausschüttungen und die Steuer­
effekte aus den Verlust- und Gewinnzu­
weisungen herangezogen. In dieser Basis­
rendite sind insbesondere Vorteile aus 
substanzsteuereffekten noch nicht be-

-rücksichtigt. 

Grenzsteuersatz 45....%. .5_3....'H,_ 

Basisrendite 
nach steuern 5,37 % 6,10 % 

vergleichsrendite 
vor steuern 9,89 % 13,22 % 

Die Renditen sind fOr 18,5 Jahre fest, 
sofern die unter Ziff. 4.1 genannte An­
nahme eines 8 %igen Zinssatzes zum 
01.08.2006 eintritt. Insoweit sind die Ren­
diten abhängig von dem Zinssatz fOr das 
Hypothekendarlehen, da sich bei einem 
von 8,0 % p.a. abweichenden Zins der kal­
kulierte steuerliche Ergebnisverlauf und 
die kalkulierte Ausschüttung verändern. 

Liegt der tatsächlich vereinbarte Zins 
zum 01.08.2006 über dem angenom­
menen Zins von 8,0 % p.a. z. B. bei 9,o % 
p. a., erhöht sich die Basisrendite, gerech­
net über die gesamte Beteiligungsdauer 
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(bei einem Grenzsteuersatz von 53 %>, auf 
ca. 6,37 %. Liegt der tatsächlich verein­
barte Zins unter dem angenommenen 
Zins z. B. bei 7,0 % p_ a., verringert sich 
die Basisrendite entsprechend auf ca. 
5,84 % P. a. 

Änderungen der geplanten Investitions­
kosten fOhren zu keiner Minderung der 
Basisrendite. 

--- 4.2.2 Planliquiditätsrechnung 

Die Liquiditätszu- und -abflüsse ergeben 
sich aus den jährlichen Ausschüttungen 
zuzüglich bzw. abzüglich der Steueref­
fekte (ESt). 

Die Ausschüttung für ein Geschäftsjahr 
erfolgt grundsätzlich bereits im Januar 
des folgenden Jahres <erstmals im Januar 
1999 für 1998!; vereinfachend wird sie bei 

• der Renditeermittlung zum 31.12. des be­
treffenden Geschäftsjahres <erstmals 
31.12.1998) berücksichtigt. 

•. ,•·cDiffSteuereffekte sind jeweils in dem Ge­
schäftsjahr angesetzt, für das die einzel­
nen Verlust- bzw. Gewinnzuweisungen er­
folgen, da die Vorauszahlungen für die 
ESt schon während der laufenden Ge­
schäftsjahre angepaßt werden können; 
lediglich die Verlustzuweisung fOr 1996 
ist erst im folgenden Jahr 1997 
berücksichtigt, da die hieraus • resul­
tierende Steuerersparnis erst in diesem 
Jahr wirksam werden kann <vgl. 
Anlage llll. 

4.2.3 Rentabilitätsberechnung 

Die Rentabilitätsberechnung, basiert auf 
den in der Planliquiditätsrechnung kalku­
lierten Uquiditätszu- und -abflüssen. Der 
jeweilige stand der kalkulatorischen 
Eigenkapitalbindung, die entsprechende 
Verzinsung sowie die Rückführung bzw. 
der Einsatz von Eigenkapital werden 
getrennt ausgewiesen. Aus den Liquidi­
tätsflüssen wird pro Jahr zunächst kalku­
latorisch die vorgegebene Verzinsung 
des gebundenen Eigenkapitals ermittelt. 
Der verbleibende Betrag fOhrt dann rech­
nerisch zur Rückführung oder Erhöhung 
der Eigenkapitalbindung. 

Der Kommanditist kann durch Anteilsver­
äußerung an die cu nach 18,5 Mietjahren 
einen Veräußerungserlös in Höhe von 

14A 



LEASING 

DM 18.000 <bezogen auf eine Kommandit­
einlage von DM 100.000, vgl. Vereinba­
rung über Optionsrechte zur Übernahme 
von Kommanditanteilenl erzielen. Der 
Veräußerungserlös entspricht der kalku­
lierten Eigenkapitalbindung zum 
31.01.2015 Und fOhrt somit zur prospek­
tierten Basisrendite. 

veräußert der Kommanditist seinen An­
teil vorzeitig, benötigt er zur Realisierung 
der Rendite einen Verkaufspreis, der der 
Kapitalbindung zum Veräußerungszeit­
punkt entspricht <vgl. Anlage lila, 
spalte Sl. 

4.3 zusatzeffekte 

Liegt der persönliche Steuersatz eines 
Kommanditisten durch die Kirchensteuer 
über den exemplarisch angegebenen 
Steuersätzen, fOhrt dies indirekt zu einer 
Verbesserung der Rendite. 

Sinkt der persönliche Steuersatz des 
Kommanditisten in späteren Jahren nach 
Verrechnung der Verlustzuweisungen, so 
erhöht sich die Rendite erheblich. Die Be­
teiligung ist damit eine ideale Ergänzung 
zur Zukunftssicherung bzw. Altersversor­
gung. 

Ab 1997 entstehen - auf Basis der bis zum 
31.12.1995 geltenden Gesetzeslage -
laufende Vermögensteuervorteile auf 
Basis der negativen Bemessungsgrund­
lagen. Der Vermögensteuersatz für natür­
liche Personen wird ab 1995 gesplittet 
<Änderung durch das Gesetz zur Um­
setzung des Föderalen Konsolidierungs­
programmesl. Kann der Kommanditist 
die. negativen Bemessungsgrundlagen 
mit eigenem, nicht begünstigten Ver­
mögen <Grundvermögen und sonstiges 
vermögen mit Ausnahme der Beteili­
gungswerte) verrechnen, hat er insoweit 
einen Vermögensteuervorteil auf Basis 
des 1 % -igen vermögensteuersatzes. 
Kann der Kommanditist die negativen Be­
messungsgrundlagen mit eigenem, be­
günstigten Vermögen cz. B. Betriebsver­
mögen> verrechnen, hat er einen ver­
mögensteuervorteil auf Basis des 0,5 % -
igen vermögensteuersatzes. 

Wird der Anteil vererbt, bleibt aufgrund 
der negativen Bemessungsgrundlagen 
weiteres vermögen des Kommanditisten 
von der Erbschaftsteuer befreit. Die 
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Höhe, in welcher weiteres vermögen 
übertragen werden kann, wird in Anlage 
IV dargestellt. Die hieraus möglichen 
Steuervorteile sind abhängig von den in-

• dividuell verschiedenen Steuerklassen 
• .und Steuersätzen. 

Die sich nach heutiger Rechtslage erge­
benden Zusatzeffekte sind in der Basis­
rendite nicht berücksichtigt. 

s Prospektprüfung 

Eine von uns beauftragte Wirtschaftsprü­
fUngsgesellschaft hat über ihre nach Maß­
gabe der Stellungnahme WFA 1/1987 des 
Instituts der Wirtschaftsprüfer durchge­
führte ProspektprüfUng und deren Er­
gebnis einen Bericht erstattet, der 
wesentliche Feststellungen zu diesem 
Prospekt enthält. Dieser Bericht enthält 
keine Beanstandungen und wird jedem 
ernsthaften . Interessenten auf Anfrage 
zur Verfügung gestellt, sobald er der 
Bischofsheim_ KG in vervielfältigter und 
gebundener Form vorliegt. 

Die Herausgabe des Prospektes erfolgt 
am 25.03.1996. 

Für den Inhalt des Prospektes sind die bis 
zur Herausgabe bekannten oder erkenn­
baren umstände maßgeblich. 

Eine Haftung für den Eintritt der im Be­
teiligungsangebot dargestellten Steuer­
wirkungen kann nicht übernommen wer­
den. 
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Anlage 1 

Finanz- und Investitionsplan 1996/1997 

%der 
Ausgaben TDM Gesamtausgaben 

Grundstück <incl. Nebenkosten! 12.520 27,9 

Gebäude <incl. Nebenkosten! 25.489 56,9 

Disagio 1996 3.211 7,2 

Darlehensdienst (Hypothekendarlehenl 2.063 4,6 

Zwischenfinanzierungszinsen 658 1,5 

Vermittlungsgebühr Eigenkapital 502 1,1 

Plazierungsgarantiegebühr 100 0,2 

Konzeptionsgebühr 100 0,2 

Verwaltungskosten • 186 . 0;4 

= Gesamtausgaben 44.829 100,0 

% der 
Finanzierung TOM Gesamtfinanzierung 

Kommanditeinlagen 10.050 22;4 

Einlagen der Altgesellsch~fter 20 0,1 

langfristiges Hypothekendarlehen 32.110 71,6 

Leasingrate 1996/97 2.649 5,9 

= Gesamtfinanzierung 44.829 100,0 

16.6. 
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Anlage II 

Effektiver Eigenkapitaleinsatz für eine Beteiligung von DM 
100.000,--

(alle Angaben in DMJ 

Grenzsteuersatz: 53% 
<zzal ~nfidarit5tszu«·hl"n 7 5 %' 

1fil!2 Einzahlung 55.000 

1Jm. Einzahlung 45.000 

Verlustzuweisung 1996 52.652 
Verlustzuweisung 1997 8.993 

61.645 
daraus Steuerersparnis in 1997 ./. 35.122 
(vgl. Ziff.4.1 und Ziff. 4.2.1) 

Effektiver Eigenkapitaleinsatz 1996/1997 64.878 

Grenzsteuersatz: 45% 
(zzgf Solidaritätszuschfag 7 s %> 

1fil!2 Einzahlung 55.000 

1997 Einzahlung 45.000 

Verlustzuweisung 1996 52.652 
Verlustzuweisung 1997 8.993 

•. 
" 61.645 . 

daraus Steuerersparnis in 1997 ./. 29.821 
(vgl. Ziff. 4.1 und Ziff. 4.2.1> 

Effektiver Eigenkapitaleinsatz 1996/1997 70.179 
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Planliquiditätsrechnung 

G-~!.bs'.!fi§iahr Steu~r - Ergebnis Einkomme:n1;zteuer 
Gewinn(+) Entlastung(+) 
Verlust(-) Belastung(-) 

GrenuteuersBtz 53¾ 

(incl.Solz 1996-1999) 

(1) (2) (3) 

1996 -52.652 0 
1997 -8.993 35.122 •1 
1998 -6.971 3.972 
1999 -6.880 3.920 
2000 -6.783 3.595 
2001 -6.759 3.582 
2002 -6.924 3.670 
2003 -4.038 2.140 
2004 0 0 •2 
2005 0 0 
2006 0 0 

• 2007 .4.314 -2.286. 
2008 7.093 -3.759 
2009 7.552 -4.003 
2010 11.238 -5.956 
2011 13.331 -7.066 
2012 18.598 -9.857 
2013 19.261 -10.208 
2014 19.978 -10.588 

31.01.2015 5.645 -2.992 

Veräußerungserlös 

Summe 7.010 -715 • 

Summe inkl. Zeichnungsbetrag 

Exemplarische Darstellung für eine Beteiligung von DM 100.000,-

Geringfügige Abweichungen sind auf Rundungsdifferenzen zurückzuführen. 

*1) Zur Auswirkung der Verlustzuweisung 1996 in 1997 vgl. Ziff. 4.2.1. 

Eigenkapital 
Ausschüttung ( +) 

Einzahlung(·) 

(4) 

-55.000 
-45.000 

3.800 
3.800 
3.800 
4.150 
5.200 
5.200 
5.200 
5.200 
5.875 
7.900 
7.900 
7.900 
7.900 
9.363 

13.750 
13.750 
13.750 
3.438 

18.000 

45.875 

145.875 

*2) Die Ver1ustzuweisung beträgt bis zum Jahre 2003 100%, im Anschluß daran ergibt sich 
ein Verlustvortrag bis zum Jahre 2007. 
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Anlage III 

Liquidität ~ 
Zufluß(+) kumuliert 
Abfluß(·) 
= (3)+(4) =Vorjahr+ (5) 

(5) (6) 

-55.000 -55.000 
-9.878 -64.878 
7.772 -57.106 
7.720 -49.386 
7.395 -41.991 
7.732 -34.259 
8.870 -25.389 
7.340 -18.049 
5.200 -12.849 
5.200 -7.649 
5.875 -1.774 
5.614 3.839 
4.141 7.980 
3.897 11.877 
1.944 13.821 
2.297 16.118 
3.893 20.011 
3.542 23.553 
3.162 26.715 

446 27.160 

18.000 18.000 

45.160 • 

145.160 
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Rentabilitätsberechnung 

Geschäftsjahr Liquidität Eigenkagital 
Zufluß(+) Verzinsung 
Abfluß(-) 

= (5) 6,10495% 
auf {5) d. Vorjahres 

(1) (2) (3) 

1996 -55.000 0 
1997 -9.878 3.358 
1998 7.772 4.166 
1999 7.720 3.946 
2000 7.395 3.715 
2001 7.732 3.491 
2002 8.870 3.232 
2003 7.340 2.887 
2004 5.200 2.616 
2005 5.200 2.458 
2006 5.875 2.290 
2007 5.614 2.071 
2008 4.141 1.855 
2009 3.897 1.716 
2010 1.944 1.583 
2011 2.297 1.560 
2012 3.893 1.516 
2013 3.542 1.370 
2014 3.162 1.238 

31.01.2015 446 93 

Veräußerungserlös 18.000 

Summe 45.160. 45.160 

*1) Das noch in 2014 gebundene Eigenkapital wird für 1 Monat 
(bis zum 31.01.2015) kalkulatorisch verzinst 
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Anlage III a 

Eigenkagital Eigen!s.s!Qi~I 
Rückzahlung(+) Bindung 

Einsatz(-) 
= (2) ./. (3) =Vorjahr./. (4) 

(4) (5) 

-55.000 55.000 
-13.236 68.236 

3.606 64.630 
3.774 60.856 
3.680 57.176 
4.242 52.934 
5.638 47.296 
4.453 42.843 
2.584 40.258 
2.742 37.516 
3.585 33.931 
3.542 30.389 
2.285 28.104 
2.182 25.922 

361 25.561 
736 24.825 

2.377 22.447 
2.171 20.276 
1.924 18.352 

352 18.000 

18.000 

0 
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Anlage IV 

Bemessungsgrundlagen für Substanzsteuern 

Zeitpunkt BemeSS:lJngsgrundlagen Bemess1ingsgr!,!nQlagen Beme~§ung:s:grundlagen 
üew. 01.01.) Vermögensteuer Erbschaftsteuer Schenkungsteuer 

(1) (2) (3) 

1997 -161.745 -161.745 
1998 -157.983 -157.983 
1999 -156.001 -156.001 
2000 -153.92_6 -153.926 
2001 -151.755 -151.755 
2002 -149.910 -149.910 
2003 -149.280 -149.280 
2004 -148.604 -148.604 
2005 -147.880 -147.880 
2006 -147.104 -147.104 
2007 -145.261 -145.261 
2008 -140.115 -140.115 
2009 -134.545 -134.545 
2010 -128.516 -128.516 
2011 -121.989 -121.989 
2012 -114.832 -114.832 
2013 -106.795 -106.795 
2014 -98.096 -98.096 
2015 -88.679 -88.679 

" 

Exemplarische Darstellung für eine Beteiligung von DM 100.000,-. 
(auf der Basis eines geschätzten Einheitswertes für den Grundbesitz unter Berücksichtigung 
der Gesetzeslage bis zum 31.12.1995) 

Eine Abweichung bei der Festsetzung der Werte durch die Finanzbehörde ( z.B. im Zusammenhang 

mit dem erwähnten Urteil der BVerfG) beeinflußt die absolute Höhe der Bemessungsgrundlagen; die 
dargestellte relative Entwicklung der geschätzten Werte bleibt in etwa bestehen (vgl. 3.2.1 und 3.2.2). 

Im Rahmen der Vermögen- und Erbschaftsteuer bleibt zusätzlich zur Beteiligung Uew. 
Eigenkapitalbindung vgl. Anlage llla) sonst steuerpflichtiges Vermögen in Höhe der 
oben genannten negativen Werte steuerfrei. Die Höhe der Steuervorteile aus den 
o.g. Bemessungsgrundlagen ist abhängig von den jeweilS maßgebenden Steuersätzen. 

(4) 

27.437 
22.747 
20.744 
18.696 
16.601 
14.260 
11.229 

8.076 
4.796 
1.379 

0 
0 
0 
0 
0 
0 
0 
0 
0 

' 
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Anlage V 

1# 

1 
~ 
C 
~ 
:Z 

25.000 -----------------<! 
,., 

15.000 

5.000 

·5.000 

:J' 

-15.ooo...J,c=;::==;=:;::::::;::::::::;:=;;=:::;::::=;::::::::;:=;=::;:==;::::::::;:=;:=::;:=::::;=:::::;:=;:=:;="=/" j;l 
,i 

~ 
1996 1998 2000 2002 2004 2006 

Jahre 
2008 2010 2012 2014 

" .·/J<,;e'_;,-" •. •·~.,aa:»;i.', 

Graphische Darstellung für eine Beteiligung von DM 100.000.--
( Grenzsteuersatz 53 % zzgl. SolZ 1996 bis 1999 ) . Die Verlustzuweisung 1996 wirkt sich 
kalkulatorisch als Steuerersparnis in 1997 aus (vgl. Anlage III). 
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Anlage VI 

0-f1.~LJ9-.1,;'.1.~Ld,-;'.l-..k;J.c....k;:LJ,;J....J.9.c....k;:LJ,;:t_J,;'.1._i,,::LJ,;:t_J.9.c....k;:LJ,;:t_J,;'.1._i,,::LJ'7 

1996 1998 2000 2002 2004 2006 2008 2010 2012 2014 
Jahre 

Graphische Darstellung für eine Beteiligung von DM 100.000,-­
( Grenzsteuersatz 53 % zzgl. SolZ 1996 bis 1999 ) . 
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Bemessungsgrundlagen CBMC> 

~ 

vermögen- und 
·-. Erbschaftsteuer <BMGl 

scnengungsteuer 
BMGl 

• 2005 - _ -- 2007 : - 2009 2011 

Graphische Darstellung für eine Beteiligung von DM 100.000,--
1 ( auf Basis der Gesetzeslage zum 31.12.1995 ) 
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Anlage VII 
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GESELLSCHAFTSVERTRAG 

§ 1 

Firma und Sitz 

1. Die Firma der Gesellschaft lautet: 

Immobilien-Vermietungsgesellschaft 
Reeder & eo. Objekt Bischofsheim KG 

2. Sitz der Gesellschaft ist Düsseldorf. 

§ 2 

Gegenstand des Unternehmens 

1. Gegenstand des Unternehmens ist 
der Erwerb, die Bebauung, Vermietung, 
Verpachtung und Verwaltung von Grund­
stücken und Gebäuden, insbesondere die 
Errichtung eines Fachmarktcenters und 
dessen langfristige Vermietung im 
Rahmen eines Immobilien-Leasing.Vertra­
ges. Es werden keine • genehmigungs. 
pflichtigen Tätigkeiten im Sinne des 
§ 34 c Gewerbeordnung ausgeübt. 

2. Die Gesellschaft ist berechtigt, alle 
mit dem Gesellschaftszweck zusammen­
hängenden Geschäfte wahrzunehmen. 

§3 

Dauer, Geschäftsjahr der Gesellschaft 

1. Die Gesellschaft ist bis zum 
31.12.2026 fest abgeschlossen und verlän­
gert sich danach auf unbestimmte zeit. 
Jeder Gesellschafter kann .seine Beteili­
gUng unter Einhaltung einer KündigÜngs­
frist von sechs Monaten auf das Ende 
eines jeden Geschäftsjahres, erstmals 
zum 31.12.2026, kündigen. Eine Kündi­
gung ist außerdem fristlos zulässig, wenn 
aufgrund des in § 6 Ziff. 6 geregelten 
Ankaufsrechtes das dort genannte 
Leasingobjekt veräußert worden ist und 
die Gesellschaft daraufhin nicht aufgelöst 
wird. 

Die Kündigung hat durch eingeschriebe­
nen Brief gegenüber der Gesellschaft zu 
erfolgen. 

2. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 4 

• .. Gesellschafter,.Gesellschaftskapital 

1. An der Gesellschaft sind beteiligt: 

al als persönlich haftender Gesell-
schafter 

- Herr Wolfgang Reeder, Ennigerloh 

Der persönlich haftende Gesellschaf­
ter ist mit einer Kapitaleinlage nicht 
beteiligt. Er hält demzufolge keinen 
Kapitalanteil. 

bl als Kommanditist 

NOLICA . Grundstücks-Vermietungsge­
sellschaft mbH, Düsseldorf 

.. 0:nachfolgend NOUCA genannt• 

• mit einer Kommanditeinlage von DM 
18.500,·· 

cl als Kommanditist 

Herr Götz Knappertsbusch, Düsseldorf 

mit einer Kommanditeinlage 
von DM soo,-

dl als Kommanditist 

Verwaltungsgesellschaft für Einkaufs­
stätten mbH, Hamburg 

mit einer Kommanditeinlage 
von DM 1.000,--. 

Der persönlich haftende Gesellschaf· 
ter ist ohne Zustimmung der Mitgesell­
schafter berechtigt, das Kommanditkapi­
tal durch Aufnahme weiterer Gesellschaf· 
ter (Neugesellschaften auf 
DM 10.070.000,-- zu erhöhen. 

2. Die Kapitaleinlagen der Kommandi­
tisten (Kommanditeinlagenl sind bar zu 
leisten und wie folgt zur Zahlung fällig: 
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55 % der Kommanditeinlage am 02.12.1996 
45 % der Kommanditeinlage am 01.12.1997. 

3. Des weiteren ist der persönlich haf­
tende . Gesellschafter ohneco-Zustimmung 
der Mitgesellschafter berechtigt, bei.In­
vestitionskostensteigerungen des Lea- • 
sing-Objektes neben der Aufnahme zu­
sätzlicher Fremdmittel das . Kommandit­
kapital um bis zu 10 % CNachschußpflicht 
der Kommanditisten! auf maximal 
DM 11.077.000,· ZU erhöhen. 

Die erhöhten Kommanditeinlagen der 
Kommanditisten sind bar zu leisten und 
nach Endabrechnung der Investitionsko­
sten voraussichtlich zum 02.12.1996 oder 
zu einem von dem persönlich haftenden 
Gesellschafter zu benennenden späteren 
Zeitpunkt zur Zahlung fällig. 

Die Rendite auI das insgesamt kalkula­
torisch gebundene Eigenkapital darf 

-durch·die Nachschußpflichtnicht vermin­
dert werden. 

4. Die .Kommanditeinlagen. stellen .zu-­
gleich die in·das Handelsregister einzutra­
genden Hafteinlagen als auch die im Ver­
hältnis zur Gesellschaft geschuldeten 
Pflichteinlagen dar. Die Haftung der Kom­
manditisten beschränkt sich auf die Höhe 
der vereinbarten und als Haftsumme in 
das Handelsregister eingetragenen Ein­
lagen. Die Haftung erlischt, wenn und so­
weit die Einlage geleistet ist. soweit Aus­
schüttungen Entnahmen im Sinne von § 
172 Abs. 4 HGB darstellen, lebt in diesem 
Umfang die Haftung wieder auf. 

5. Jede natürliche oder juristische Per­
son kann sich als Kommanditist an der Ge­
sellschaft beteiligen. Die Kommanditein­
lage jedes weiteren beitretenden Kom­
manditisten muß mindestens über 
DM 50.000,-· oder einen durch 10.000 teil­
baren, höheren Betrag lauten. 

6. Gerät ein Kommanditist mit einer 
fälligen Einzahlung nach Ziff. 2 nach 
schriftlicher Mahnung mehr als vier 
Wochen in Verzug, so kann der persön­
lich haftende Gesellschafter, gleichzeitig 
in Vertretung der übrigen Gesellschafter, 
den Kommanditisten durch schriftliche 
Erklärung ihni gegenüber fristlos aus der 
Gesellschaft au~schließen. Die Folgen der 
Ausschließung bestimmen sich nach§§ 13 
und 15. 
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Die Ausschließung kann auch auf den 
noch nicht eingezahlten Teil der Kom­
manditeinlage beschränkt werden. § 4 
Ziff. 6 Satz 2 gilt für den nach der Aus-

- schließung verbleibenden Teil der Korn­
.. manditeinlage nicht. Der säumige Korn­
-_ .manditist hat auf die verspätete Einzah­

lung Verzugszinsen seit Fälligkeit in Höhe 
von 5 % über dem Diskontsatz der 
Deutschen Bundesbank zu zahlen. 

Die Geltendmachung eines weiter­
gehenden Schadens durch die Gesell­
schaft bleibt vorbehalten. 

7. Jeder Kommanditist kann seine 
Kommanditbeteiligung einschließlich 
aller Gesellschafterkonten mit 
Zustimmung des persönlich haftenden 

.Gesellschafters, die nur aus wichtigem 
Grunde versagt werden darf, ganz oder 

---teilweise-veräußern- oder -sons-t Elarül:ler 
verfügen. In jedem Fall ist eine Veräuße­
rung nur mit Wirkung zum 31. Dezember 

-•. eines jeden Jahres möglich . .Dies gilt nicht 
für eine:Veräußerung nach § 4 Ziff. 7.Abs. 

• • 2. Im Fall der-Veräußerung oder sonstigen 
Verfügung gilt § 4 Ziff. 5 entsprechend. 
Alle Kosten und Abgaben, die mit einer 
Verfügung über die Kommanditbeteili­
gung verbunden sind, trägt der Kom­
manditist. Das gilt auch für jene Kosten 
und Abgaben, die bei einem Erbfall ent­
stehen sowie für Kosten und Gebühren, 
die im Zusammenhang mit dem Erwerb 
bzw. der Eintragung der Kommanditbe­
teiligung im Handelsregister anfallen. Die 
in § 4 Ziff. 1 bl, cl und dl bezeichnete 
Kommanditbeteiligung ist von den in § 4 
Ziff. 5 und 7 genannten Regelungen 
ausgenommen. 

Übt entweder ein Kommanditist oder die 
commerzLeasing und Immobilien GmbH 
das Optionsrecht aus der "Vereinbarung 
über Optionsrechte zur Übernahme von 
Kommanditanteilen" aus, so tritt die 
commerzLeasing oder der von ihr ge­
nannte Dritte in die bisherige Gesellschaf­
terstellung des Kommanditisten ein. 

§ 5 

Cesellschafterkonten 

1. Für jeden Kommanditisten wird ein 
Gesellschafterkonto (Kapitalkonto ll, ein 
Sonderkonto <Kapitalkonto lll sowie ein 
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Verlustkonto geführt. Alle Konten sind 
unverzinslich. 

2. Das Gesellschafterkonto <Kapital­
konto n wird als Festkonto. für. die Kapital­
an_teile der Gesellschafter geführt. Es ist -
vorbehaltlich der Regelungen in § 15 -
allein maßgebend fOr die Beteiligungen 
der. Gesellschafter am Vermögen, am Ge­
winn und Verlust der Gesellschaft sowie 
fOr alle Gesellschafterrechte. 

Die Gewinn- und Verlustverteilung der 
Gesellschaft richtet sich nach dem stand 
der Kapitalkonten I zum Ende des Ge­
schäftsjahres. Die im Kalenderjahr 1996 
beitretenden Gesellschafter übernehmen 
anteilig, entsprechend ihrer kapitalmäßi­
gen Beteiligung bestehende Verlustson­
derkonten der Gesellschaft, wie sie sich 
zum 31.12.1995 ergeben haben. 

Vorsteuererstattungen, die der. Gesell­
schaft zufließen, werden den jeweiligen 
Gesellschaftern zugerechnet, denen die . 
der Erstattung zugrundeliegenden Mehr­
wertsteuerzahlungen als Aufwand .(Wer­
bungskosten) zuzurechnen waren. Die 
Mehrwertsteuerzahlungen gelten im Rah­
men der Ergebnisverteilung dementspre­
chend als Aufwand dieser Gesellschafter. 

3. Auf dem Sonderkonto <Kapitalkonto 
rn werden Ausschüttungen im Sinne des 
§ 12 Abs. 1 und Gewinne erfaßt, soweit 
letztere nicht zum Ausgleich eines 
Verlustvortrages zu verwenden sind. 

4. Auf dem Verlustkonto werden Ver­
luste verbucht. Spätere Gewinne werden 
vorab bis zum Ausgleich des Verlustvor­
trages auf diesem Konto verbucht.. : , 

§ 6 

Geschäftsführung und Vertretung 

1. Die GeschäftsfOhrung und Vertre­
tung obliegt dem persönlich haftenden 
Gesellschafter. Er ist befugt, im Rahmen 
der Geschäftsführung namens und fOr 
Rechnung der Gesellschaft Dritte mit be­
stimmten Aufgaben zu ·beauftragen. 

Der persönlich haftende Gesellschaf­
ter ist berechtigt, dem jeweiligen Inha­
ber der in § 4 Ziffer 1 cl genannten Kom­
manditbeteiligung Einzelprokura für die 
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Gesellschaft zu erteilen, mit der besonde­
. ren Befugnis, Veräußerung und Belastung 
von Grundbesitz vorzunehmen. Hiermit 
wird Herrn Knappertsbusch die entspre-

• chende.Einzelprokura für .die. Gesellschaft 
. erteilt. 

2. Der persönlich haftende Gesellschaf­
ter hat die. Geschäfte mit der Sorgfalt 
eines ordentlichen Kaufmannes zu 
führen. Er ist von dem Wettbewerbs-

.• verbot des § 112 HGB entbunden. Ferner 
ist es ihm gestattet, im Namen der Gesen­
schaft mit sich im eigenen Namen oder 
als Vertreter eines Dritten Rechtsge­
schäfte vorzunehmen, soweit diese zur 
Erreichung des Gesellschaftszweckes 
erforderlich sind<§ 181 BGB). 

3 .. Die Vergütung für die Übernahme 
der persönlichen Haftung beträgt bis zu 
DM 2.500,-- jährlich. Die Vergütung für die 

.. GeschäftsfOhrungstätigkeit beträgt bis zu 
DM 30.000,-- jährlich. Die genaue Höhe 
,wird jeweils .durch. die Gesellschafterver­

•• ;·: sammlung • unter·· Berücksichtigung aller 
;, maßgeblichen umstände festgelegt. 

Diese Vergütungen gelten im Verhäl­
tnis der Gesellschafter untereinander als 
Aufwand der Gesellschaft. Sie sind auch 
in Verlustjahren zu zahlen. Nachgewiese­
ne Auslagen sind zusätzlich zu der Ver­
gütung zu erstatten. 

4. Für alle über den gewöhnlichen Ge­
schäftsbetrieb der Gesellschaft hinausge­
henden Geschäfte ist ein Gesellschafter­
beschluß erforderlich, soweit sie im 
Einzelfall einen Geschäftswert von 
DM 4.0oo.ooo,-- übersteigen. 

Dies gilt insbesondere fOr: 

al 

bl 

Cl 

den Erwerb, die Veräußerung und 
die Belastung von Grundbesitz, 

den Abschluß und die Aufhebung 
von Darlehensverträgen, mit Aus­
nahme derjenigen Darlehensver­
träge, die zur Finanzierung des 
Mietobjektes zu marktüblichen 
Konditionen abgeschlossen oder 
prolongiert werden, 

die Übernahme von Bürgschaften, 
Garantien und sonstigen Gewährlei­
stungen, 

26 ..... ...___ 
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dl 

el 

den Abschluß, die. Kündigung und 
die Aufhebung von Mietverträgen, 

die Vornahme von Erweiterungsin­
vestitionen. 

5. Erweiterungsinvestitionen müssen 
. durch Fremdmittel . finanziert werden. 
Die Beteiligungsrendite der Kommandi· 
tisten darf dadurch nicht vermindert 
werden, 

6. Der persönlich haftende Gesellschaf-
ter ist ohne Zustimmung der Komman­
ditisten befugt, ein Ankaufsrecht zum 
Ablauf des 20. und 30. Mietjahres des in 
§ 2 dieses Gesellschaftsvertrages erwähn· 
ten Immobilien-Leasing-Vertrages zu­
gunsten des Leasingnehmers oder . zu­
gunsten von Dritten an dem dem Lea­
singnehmer vermieteten Grundstück mit 
Gebäuden einzuräumen. Der jeweilige 
Kaufpreis für das Grundstück nebst Bau­
lichkeiten und Anlagen darf nicht niedri-
ger sein, als der • ausgehend ·von den ob• 
jektbezogenen Anschaffungs- bzw .. Her- .. 
stellungskosten • steuerliche, ·Restwert. · .. • 
zum Ankaufszeitpunkt, der auf Basis 
einer linearen AfA von 3 % p.a. für die 
Baulichkeiten und Anlagen ermittelt 
wird. 

§ 7 

Jahresabschluß 

Der persönlich haftende Gesell-
schafter hat innerhalb von fünf Monaten 
nach Schluß des Geschäftsjahres den Jah· 
resabschluß (Bilanz, Gewinn- und Verlust­
rechnung) und die steuerliche Einnahme­
Überschußrechnung nach den Grun_d· 
sätzen ordnungsgemäßer Buchführung 
und Bilanzierung aufzustellen und durch 
einen Wirtschaftsprüfer prüfen und 
testieren zu lassen. 

§8 

Überwachungsrecht 

Die Kommanditisten haben über das 
gesetzliche Überwachungsrecht hinaus 
das Recht, die Bücher und alle sonstigen 
Geschäftsunterlagen der Gesellschaft 
jederzeit auf eigene Kosten durch von 
Berufs wegen zur Verschwiegenheit 
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gegenüber Dritten verpflichtete. sachver­
ständige einsehen zu lassen, sowie alle 
erforderlichen Aufklärungen zu ver­
langen. 

§ 9 

Einberufung der 
Gesellschafterversammlung 

1. Die ordentliche Gesellschafterver­
. sammlung findet innerhalb von sechs Mo· 
. naten nach Schluß eines jeden Geschäfts­
jahres statt. Sie ist durch den persönlich 
haftenden Gesellschafter einzuberufen. 

2. Eine außerordentliche Gesellschaf· 
terversammlung hat stattzufinden, wenn 
der persönlich haftende. Gesellschafter 
dazu einlädt oder wenn Gesellschafter, 
die mindestens 25 % der. Kapitalanteile 
vertreten, dies schriftlich unter Angabe 
des .zwecks und der Gründe beantragen . 

. Im :letzten. Fall lädt der persönlich haf-
•. ,,.tende .. Gesellschafter ·zur· :außerordent­

•. •: Jichen;Gesellschafterversammlung ein. 

3. Mit der Einladung zur ordentlichen 
Gesellschafterversammlung ist den Ge­
sellschaftern die Tagesordnung, der mit 
dem Bestätigungsvermerk des Wirt· 
schaftsprüfers versehene Jahresabschluß 
der Gesellschaft und die steuerliche Ein· 
nahme-Überschußrechnung zu über­
senden. Mit der Einladung zur außer­
ordentlichen Gesellschafterversammlung 
ist den Gesellschaftern die Tagesordnung 
zu übersenden. 

Die Einladungen zu den ordentlichen 
Gesellschafterversammlungen, .sind min· 

• destens drei Wochen, die Einladung zu 
einer außerordentlichen Gesellschafter­
versammlung mindestens zehn Tage 
oder, wenn sachlich begründet, eine 
jeweils angemessene Frist vorher abzu­
senden. Die Einladungen gelten als ord· 
nungsgemäß abgesandt, wenn sie bis 
zum Beginn der angegebenen Fristen an 
die letzte der Gesellschaft bekanntge­
gebene Adresse zum Postversand ge­
geben worden sind. 
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§ 10 

cesenschafterversammlung, 
Gesellschafterbeschlüsse 

1. Die Gesellschafterversammlung wird 
vom persönlich haftenden Gesellschafter 
geleitet. Er kann einen Dritten mit der 
Leitung, der Gesellschafterversammlung 
beauftragen. 

2. Die Gesellschafterversammlung be· 
schließt u. a. über die 

al Feststellung des Jahresabschlusses 
gern. § 7 dieses Vertrages; 

bl Entlastung des persönlich 
haftenden Gesellschafters; 

cl • Wahl des Abschlußprüfers; 

dl Änderung des Gesellschaftsver­
trages; 

eJ . Auflösung .der .. Gesellschaft, ,die 
nicht vor Beendigung d_es lmmobi· 
lien-Leasing-Vertrages mit der 
commerzLeasing und Immobilien 
GmbH, Düsseldorf, zulässig ist; 

f) Festlegung der Höhe der Tätigkeits· 
vergütung des persönlich haften­
den Gesellschafters; 

gJ in § 6 Ziff. 4 dieses Gesellschaftsver­
trages aufgeführten Geschäfte; 

hl Erteilung von Weisungen an die 
persönlich haftenden Gesellschaf­
ter auf vertragsgerechte Erfüllung 
der von der Gesellschaft abge­
schlossenen Verträge. 

- - - - - -3. - Bie -Beschlüsse -de, eese11schafter - -
werden in Versammlungen gefaßt. Die 
Gesellschafter beschließen außerhalb der 
Gesellschafterversammlung im schrift· 
liehen Verfahren, wenn sich die Gesell· 
schafter mit zwei Drittel der Stimmen 
innerhalb einer Frist von drei Wochen 
nach Absendung der Aufforderung 
schriftlich mit der schriftlichen Abgabe 
der Stimme einverstanden erklären. Das 
gilt auch für eine außerordentliche 
Gesellschafterversammlung. 

4. Die Gesellschafterversammlung ist 
beschlußfähig, wenn sämtliche Gesell· 
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schafter ordnungsgemäß geladen 
worden sind und der persönlich 
haftende Gesellschafter anwesend oder 
vertreten. ist. Eine Vertretung der Kom­
manditisten ist zulässig. 

, :oie .Gesellschafter stimmen schon Jetzt 
einer .Testamentsvollstreckung an den 
Kommanditanteilen zu. Bei einem Erbfall 
kann· der Testamentsvollstrecker die Ge­
sellschafterrechte des verstorbenen in 

• der Gesellschafterversammlung wahrneh-
• men .bzw, sich vertreten lassen. Die Erben 
sind verpflichtet, für den Rechtsverkehr 
mit der Gesellschaft einen vertretungs­
berechtigten schriftlich zu benennen. Bis 
dahin ruhen die Gesellschafterrechte in 
der Gesellschafterversammlung. 

Bei schriftlicher. Beschlußfassung ist 
die Gesellschafterversammlung· stets be· 
schlußfähig. 

s.oer persönlich haftende Gesellschaf­
ter hat .,.zehn Stimmen; .die Korn­

.• :· manditisten , haben • je ,. volle • nominal 
,, DM 500,,- Kapitalanteil eine Stimme. 

Beschlüsse der Gesellschafter• und 
zwar auch diejenigen nach § 6 Ziff. 4 • 
werden mit der Mehrheit der abgegebe· 
nen Stimmen gefaßt. Ein Beschluß über 
eine Änderung des Gesellschaftsver­
trages, über die Auflösung der Gesell· 
schaft sowie über die Veräußerung des 
1mmobilien-vermögens der Gesellschaft 
vor Beendigung des Immobilien-Leasing­
vertrages bedarf der Dreiviertel-Mehrheit 
der Kapitalanteile sowie zusätzlich der 
Zustimmung des persönlich haftenden 
Gesellschafters. 

6. Kosten für die Teilnahme an der Ge· 
sellschafterversammlung und für eine 

- -eventuelle vertretu-ng tragCjeder tese1i: 
schafter selbst. 

§ 11 

Protokollierung der 
Gesellschafterbeschlüsse 

1. Der Leiter der Gesellschafterver­
sammlung fertigt ein Protokoll über die 
Beschlüsse der Gesellschafterver-
sammlung an, 
versendet es 
Gesellschafter. 

unterschreibt es und 
unverzüglich an die 
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2. Einsprüche gegen Form und Inhalt 
des Protokolls sind innerhalb von zwei 
Wochen nach Absendung schriftlich mit 
Begründung gegenüber dem persönlich 
haftenden Gesellschafter geltend zu 
machen. Über die Einsprüche entscheidet 
die nächste Gesellschafterversammlung. 

§ 12 

Ausschüttungen 

1. Der nach den Regeln einer vertrags­
gemäßen Geschäftsführung· .ermittelte 
Barüberschuß eines Geschäftsjahres ist an 
die am Bilanzstichtag beteiligten Gesell­
schafter im Verhältnis ihrer Kapitalanteile 
auszuschütten. Die Ausschüttung ist bis 
zum 30. Juni des folgenden Jahres vorzu­
nehmen. Eine Vorabausschüttung hat 
grundsätzlich im Januar zu erfolgen. 

2. Ausschüttungen an die Gesellschaf­
ter erfolgen auch dann, wenn. deren 
variable. Kapitalkonten !Sonderkonten 
und verlustkontenl hierdurch negativ 
Werden bzw .. durch vorangegangene Ver­
luste oder Ausschüttungen negativ ge­
worden sind. 

3. Der persönlich haftende Gesellschaf­
ter kann bei einer Unterschreitung der 
im Beteiligungsprospekt vom 25.03.1996 
zugrundegelegten Investitionskosten 
und nach deren Abrechnung neben einer 
Minderung der Fremdfinanzierung eine 
Rückzahlung aus der geleisteten Einlage 
für die nicht benötigten 
Finanzierungsmittel an die Gesellschafter 
vornehmen. Die Rendite auf das dann 
noch kalkulatorisch gebundene Eigenka­
pital darf nicht vermindert werden. Die 
Haftung gemäß § 172 Abs. 4 HGB lebt 
insoweit wieder auf !vgl. § 4 Ziff. 4l. 

§ 13 

Ausscheiden eines Gesellschafters 

1. Ein Kommanditist scheidet aus der 
Gesellschaft aus, 

al wenn über sein vermögen das Kon­
kurs- oder Vergleichsverfahren er­
öffnet oder mangels Masse die Er­
öffnung abgelehnt wird, 
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bl wenn er gern. § 3 Ziff. 1 kündigt, 

cl wenn ein Privatgläubiger die Pfän­
dung des Anteils des Gesell­
schafters an dem Gesellschaftsver· 
mögen bzw. • .die Pfändung und 

. Überweisung desjenigen, was dem 
Gesellschafter bei der Auseinander­
setzung zukommen würde, 
erwirkt, es sei denn, daß die Pfän' 
dung binnen drei Monaten wieder 
aufgehoben wird, 

dl wenn der persönlich haftende Ge­
sellschafter ihn gern. § 4 Ziff. 6 
durch schriftliche Erklärung aus­
schließt. 

2. Scheidet ein Gesellschafter aus der 
Gesellschaft aus, so wird die Gesellschaft 
nicht aufgelöst. 

3. Beim Tod eines Kommanditisten 
wird die Gesellschaft grundsätzlich mit 

• den Erben fortgesetzt. Das gilt nicht für 
die .in § 4 Ziff. 1 bl, cl und dJ· näher be­
zeichneten. Kommanditbeteiligungen, 

• auf die § 13 Ziff. 5 Abs. 1 in Verbindung 
mit Ziff. 4 Satz 3 anzuwenden sind. 

Jeder Kommanditist ist verpflichtet, 
durch entsprechende Nachfolgeregelung 
sicherzustellen, daß im Falle seines Todes 
eine Aufspaltung seines • Kommandit­
anteils in Beträge unterhalb DM 50.000,· 
nicht erfolgt. 

Hat der Kommanditist für seinen 
Todesfall eine vorgenannte Nach­
folgeregelung nicht getroffen, gilt 
folgendes: Reicht der Anteil nicht aus, 
um allen Erben einen Komrnanditanteil 
von jeweils mindestens DM 50.000,· zu 
hinterlassen, so wird die Gesellschaft 
nicht mit sämtlichen Erben fortgesetzt. 
Die Anzahl der eintretenden Erben wird 
vielmehr dadurch bestimmt, daß der auf 
jeden Erben entfallende 
Kommanditanteil mindestens DM 50.D00,· 
betragen muß. Die Gesellschaft wird mit 
den an Lebensjahren ältesten Erben fort­
gesetzt. 

4. Stirbt der persönlich haftende Ge­
sellschafter oder scheidet er aus anderen 
Gründen aus der Gesellschaft aus, so wird 
der Inhaber der in § 4 Ziff. 1 c> näher 
bezeichneten Kommanditbeteiligung 
persönlich haftender Gesellschafter. Für 

29-A..____ 
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die von dem neuen Komplementär bis­
her gehaltene Kommanditbeteiligung gilt 
§ 13 Ziff. 5 Abs. 1 entsprechend. Der neue 
Kommanditist erwirbt die bisherige Kom­
manditbeteiligung des neuen Komple­
mentärs einschließlich der „vorstehend 

. geregelten Nachfolgerechte .und -pflich-. 
~n. • 

5. Scheidet ein Kommanditist aus der 
Gesellschaft aus, dann wird der persön­
lich haftende Gesellschafter anstelle des 
ausgeschiedenen Kommanditisten unver­
züglich einen anderen Kommanditisten 
aufnehmen. 

Das gilt nicht im Falle der Veräußerung 
und Übertragung einer Kommanditbetei­
ligung gern. § 4 Ziff. 7. Dies gilt ebenfalls 
nicht im Falle des Todes eines Kommandi­
tisten. 

6. Ein ausscheidender Gesellschafter 
kanh Befreiung von den gemeinschaft­
lichen Verbindlichkeiten nur insoweit ver­
langen, als er vom Gläubiger persönlich in 
Anspruch genommen wird. 

§ 14 

Auflösung der cesellschaft 

Die Gesellschaft wird aufgelöst, 

al durch Beschluß der Gesellschafter 
gern. § 10 Ziff. 2 e; 

bl durch Eröffnung des Konkursver­
fahrens über ihr Vermögen; 

cl durch gerichtliche Entscheidung 
gern.§§ 131 Ziff. 6, 133 HGB; 

dl durch wirksame Veräußerung des 
Leasingobjektes aufgrund eines in 
§ 6 Ziff. 6 genannten Ankaufsrech­
tes. 

§ 15 

Abfindung ausgeschiedener 
cesellschafter 

1. Ein aus der Gesellschaft ausgeschie­
dener Gesellschafter erhält für seine Be­
teiligung am Gesellschaftsvermögen eine 
Abfindung in Geld in Höhe der summe 
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der Buchwerte seiner , Gesellschafter­
konten, wie sie sich aus der Schlußbilanz 
des Geschäftsjahres ergibt, das seinem 

. Ausscheiden vorausgeht, , zuzüglich des 
zeitanteilig auf den Zeitpunkt des Aus-

• -:•scheidens • berechneten Ergebnisses des 
. laufenden Geschäftsjahres, abzüglich der 
durch das Auss.cheiden bedingten Kosten 
und Abgaben. 

2. Ist der Unternehmenswert der Ge-
. sellschaft niedriger als die sich nach 
Ziff. 1 ergebende summe, so ist dieser 
Wert anteilmäßig zugrundezulegen. Er· 
forderlichenfalls ist der anteilige Unter­
nehmenswert von einem Wirtschaftsprü­
fer zu ermitteln, der gemeinsam • hilfs­
weise auf Antrag eines Beteiligten von 
der tür die Gesellschaft zuständigen Indu­
strie- und Handelskammer• bestellt wird. 

Bezüglich des Zeitpunktes, auf 
, welchen der Unternehmenswert zu er­
mitteln ist, gilt Ziff. 1 entsprechend. 

... 3., Ein,, Abfindungsguthaben , ist vom 
'Zeitpunkt des Ausscheidens des ,Gesell-. 
schafters an mit einem Zinssatz in Höhe 
des Diskontzinssatzes zu verzinsen und in 
drei gleichen Jahresraten zu tilgen. Die 
erste Tilgungsrate ist sechs Monate nach 
dem Ausscheiden fällig. Die Zinsen sind 
mit den Tilgungsraten zu entrichten. Die 
Gesellschaft ist jederzeit berechtigt, das 
Abfindungsguthaben ganz oder in 
größeren Raten auszuzahlen. 

4. Bei Kündigung nach § 3 Ziff. 1 s. 3 
erhält der Gesellschafter als Abfindung, 
was er bei Liquidation der Gesellschaft er­
halten würde. 

§ 16 

Liquidation 

1. Die Liquidation erfolgt durch den 
persönlich haftenden Gesellschafter, 
sofern sie nicht durch Gesellschafterbe­
schluß anderen Personen übertragen 
wird. 

2. Die· L.i't'ftlldation richtet sich nach 
den gesetzlichen Regeln. 

30 ...... .._____ 
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§ 17 

Schlußbestimmungen 

1. Mündliche Nebenabreden sind nicht 
getroffen worden. Anderungen und 
Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen 
der Schriftform. Das gilt auch für die 
Abbedingung des Erfordernisses der 
Schriftlichkeit. 

2. Gerichtsstand. tür alle Streitigkeiten 
aus diesem Vertrag zwischen der Gesell­
schaft und den Gesellschaftern sowie 
zwischen den Gesellschaftern ist Düssel­
dorf, soweit gesetzlich zulässig. 

Düsseldorf, den 

Wolfgang Reeder 
• als persönlich haftender Gesellschafter· 

NOLICA Grundstücks-Vermietungs­
gesellschaft mbH 
- als Kommanditist• 

Götz Knappertsbusch 
• als Kommanditist -
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3. Sollten einzelne Bestimmungen 
dieses· Vertrages unwirksam sein oder 
werden oder sollte sich in dem Vertrag 
eine Lücke herausstellen, so soll 

'"hierdurch die Gültigkeit der übrigen Be-
•• ·;stimmungen nicht berührt werd.en. An­

stelle der ·-unwirksamen Bestimmungen 
oder zur Ausfüllung der Lücke soll eine 
angemessene Regelung gelten, die - so­
weit rechtlich möglich • dem am 
nächsten kommt, was die vertrag-
schließenden gewollt haben würden, 

.sofern sie den Punkt bedacht hätten. 

Hamburg, den 

• 
0 Ver:waltungsgesellschaft tür 
. Einkaufsstätten mbH 

- als Kommanditist• 

31 A 
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Herr/Frau/Firma 

Straße 

PLZ,Wohnort 

- nachstehend veräußerer genannt -

LEASING 

VEREINBARUNG über OPTIONSRECHTE zur 
ÜBERNAHME von KOMMANDITANTEILEN 

ist als Kommanditist an der im Handelsregister des Amtsgerichts Düsseldorf eingetragenen 

lmmobllien•Vermietungsgesellschaft 
Reeder & eo. Objekt Bischofsheim KC. 

- nachstehend KG genannt - mit dem Sitz in Düsseldorf beteiligt. 

CFB-FONDS NR. 82 

Die KG ist Eigentümerin eines 21.414 qm großen-Grundstückes in 65474 Bischofsheim, Am Schindberg,;und hat durch Kaufvertrag 

weitere Grundstücke•mit einer Gesamtgröße von 15.995 qm hinzu erworben. Das Gesamtgrundstück ist eingetragen im Grundbuch 

ctes Amtsgerichts Groß-Gerau von Bischofsheim, Blatt 2834, Flur 14, Flurstück 372/4, Flur 13, Flurstück Nr: 60/23 und Blatt 3839, Flur 14, 

Flurstück Nr. 373/3 und 380/4 sowie Blatt 3600 Flur 13, Flurstück Nr. 60/24, Flur 14, Flurstück Nr. 375/1. 

Das Grundstück nebst den damit.verbundenen Baulichkeiten und Anlagen hat die-;KG an die Firma commerzLeasing·und Immobilien 

Gr:nbH, Düsseldorf - nachstehend cu genannt-·gem;"abgeschlossenem Immobilien-Leasing-Vertrag vermietet,"die es wiederum unter­

vermietet hat bzw. untervermieten wird. 

§ 1 Dies vorausgeschickt, macht die cu dem Veräußerer folgendes An g e b o t: 

1-. Die cu bietet hiermit dem Veräußerer unwiderruflich an, den oben näher bezeichneten Gesellschaftsanteil mit Wirkung zum Ablauf 

des 18,5. Mietjahres CAnkaufszeitpunktl zu den umseitig abgedruckten, Bedingungen vom Veräußerer zu erwerben. 

2. Der .Kaufpreis beträgt 18 % des Kapitalanteils, d. h. des.Kapitalkontos t gemäß§ s Ziff. 1 des.Gesellschaftsvertrages,, Die cu stellt den 

Veräußerer zusätzlich von seiner Kommanditistenhaftung für_.die.-Verbindlichkeiten der Gesellschaft frei.. Zur.Abgeltung des dem 

veräußerer zustehenden anteiligen Barüberschusses zahlt cu einen Betrag in Höhe cter für das Jahr 2015 bis zum Ankaufszeitpunkt 

auf den Kapitalanteil entfallenden Ausschüttung der KG. 

§ 2 Der veräußerer macht seinerseits der cu folgendes A n g e b o t : 

1. Der Veräußerer bietet hiermit der CU unwiderruflich an, den in der Vorbemerkung näher bezeichneten Gesellschaftsanteil zu den 

umseitig abgedruckten Bedingungen an die CU zu veräußern. Der Kaufpreis in % des Kapitalanteils ld.h. des Kapitalkontos I gemäß 

§ 5 Ziff. 1 des Gesellschaftsvertrages der KG) beträgt:;. 

31.12.1996: 26.833 % 31.12.2003: 42,843 % 31.12.2010: 25,561 % 
31.12.1997: 68,236 % 31.12.2004: 40,258 % 31.12.2011: 24,825 % 
31.12.1998: 64,630% 31.12.2005: 37,516 % 31.12.2012: 22,447 % 
31.12.1999: 60,856% 31.12.2006: 33,931 % 31.12.2013: 20,276 % 
31.12.2000: 57,176 % 31.12.2007: 30,389 % 31.12.2014: 18,352 % 
31.12.2001: 52,934 % 31.12.2008: 28,104 % 
31.12.2002: 47,296 % 31.12.2009: 25,922 % 

2. Für den Fall der Annahme des Angebots stellt die CU den veräußerer zusätzlich von seiner Kommanditistenhaftung für die 
Verbindlichkeiten der KG frei. 

Düsseldorf, den ________ _ _ ______ ,den _____ _ 

- CommerzLeasing und Immobilien GmbH - - Veräußerer -
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LEASING 
CFB-FONDS NR. 82 

Bedingungen zur 

VEREINBARUNG über OPT/ONSRECHTE zur 
ÜBERNAHME von KOMMANDITANTEILEN 

zu§ 1: 

Zu§2: 

1. Das Angebot kann nur angenommen werden, wenn die KG den Grundbesitz.zum Ankaufszeit­
punkt noch nicht verkauft hat und der Leasingnehmer über den Ankaufszeitpunkt hinaus zur 
Zahlung verpflichtet ist. 

2. Der Ankauf kann ebenso durch einen von CU zu benennenden Dritten erfolgen. 

3. Eine Annahme des Angebotes hat schriftlich zu erfolgen. Die Annahme hat spätestens drei 
Monate vor dem Ankaufszeitpunkt bei der CU vorzuliegen. Mit der Annahme ist die Abtretung 
des Gesellschaftsan_teils verbindlich und wird mit dem in § 1 Ziff. 1 genannten Zeitpunkt 
wirksam. Die Parteien .sind verpflichtet; soweit gesetzlich erforderlich, bei der Anmeldung des 
Wechsels der Gesellschafter zum Handelsregister mitzuwirken. 

4. Die Zahlungen der CU. sind fällig, .sobald der Gesellschafterwechsel im Handelsregister 
eingetragen worden ist, jedoch . nicht vor dem 1. des auf den Ankaufszeitpunkt folgenden 
Monats. 

5., Dem Veräußerer,,wird steuerlich der.'auf dieZeit,bis'zum.Wirksamwerden,der,Abtretung· des 
Kapitalanteils entfallende Teil·desJahresergebnisses der KG zugerechnet. 

6. Die Rechte aus dem vorliegenden Angebot sind nur-aufgrund vorheriger Zustimmung der CU 
abtretbar. 

1. Der Ankauf kann ebenso durch einen von CU zu benennenden Dritten erfolgen. 

2. Die CU kann das Angebot nur annehmen, wenn sie von ihrem Untermieter die vereinbarten 
Zahlungen in Höhe von mindestens zwei Mietraten trotz Fälligkeit und schriftlicher Mahnung 
der CU seit mehr als zwei Monaten nicht erhalten hat. Das Angebot kann nur innerhalb von 
zwölf Monaten seit Fälligkeit der letzten erfolgten Zahlung durch schriftliche Erklärung dem 
Veräußerer gegenüber angenommen werden. 

3. Mit der Annahme des Angebotes durch die CU wird die Abtretung des Gesellschaftsanteils 
wirksam. Die Parteien sind verpflichtet, soweit gesetzlich erforderlich, bei 9er Anmeldung des 
Wechsels der Gesellschafter zum Handelsregister mitzuwirken. 

4. Als Stichtag für den Kaufpreis gilt jeweils der 31. Dezember des der Annahme des Ange­
botes vorangehenden Jahres. Der Kaufpreis ist fällig, sobald der Gesellschafterwechsel im 
Handelsregister eingetragen worden ist. 

5. Dem Veräußerer wird der wirtschaftlich auf die Zeit bis zum Wirksamwerden der Abtretung 
des Kapitalanteils entfallende Teil des Jahresergebnisses der KG zugerechnet. 

6. Der Veräußerer verpflichtet sich gegenüber der CU, einen eventuellen Rechtsnachfolger zu 
verpflichten, auch seinerseits ein gleichlautendes Angebot zur Übernahme von Kommandit­
anteilen gegenüber der CU abzugeben. 
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LEASING 
CFB-FONDS NR. 82 

An Commerzbank 
Gebietsfiliale 
Filiale 
FH.-Nr. 

Immobilien-Leasing-Beteiligungsgesellschaft Nr. 82 

BEITRITTSERKLÄRUNG 

• Immobilien.Vermietungsgesellschaft Reeder & Co. 

Name 

Straße 

Telefon-Nr. 

Beruf 

PLZ/Wohnsitzfinanzamt 

Ausschüttungen auf Konto"'" 

Name der Bank: 

Hiermit trete ich unwiderruflich als Kommanditist in die 

Objekt Bischofsheim KG 

Vorname: _____________ _ 

PLZ/Wohnort: ___________ _ 

Geburtstag: ___________ _ 

selbständig: □ nicht selbständig D 

Steuer-Nr.:. _____________ _ 

BLZ: ____________ _ 

Ort der Bank: 

Immobilien-Vermietungsgesellschaft Reeder & Co. 
Objekt Bischofsheim KG 

ein mit einer Kommanditeinlage 

im Nennbetrag von DM ____________________ (mindestens DM 50.000,-, höhere Beträge durch 10.000,- teilbar) 

( in Worten: ____________________________ . __________ Deutsche Mark) 

gemäß den Bedingungen des Gesellschaftsvertrages . 

Zur D bernahme der oben. genar'lnten. Kommanditeinlage: oder,,des·:mir Jm .. F:alfe:.der,:Oberzeichnung • zugeteilten:,geringereff Betrages,-. bin ich . verpflichtet 
Die• Einzahlung ist wie folgt fällig: 

Mit dem ersten Teilbetrag bitte ich am 02.12.1996 
D mein obiges Konto .zu belasten oder 

55 % am 02.12.1996 
45 % am 01.12.1997 

□ das Konto""""--~-----bei Bank _________________ ,BLZ ______________ zu belasten. 

Ich ermächtige die Gesellschaft, den am 01.12.1997 fälligen zweiten Teibetrag sowie den im Rahmen der Nachschußpflicht eventuell fälligen ·Teilbetrag 
von bis zu 10 % der Kommanditeinlage zu Lasten dieses Kontos einzuziehen. 

Eine notariell beglaubigte, unwiderrufliche Vollmacht zur Eintragung meiner Kommanditbeteiligung (Hafteinlage) und zu allen weiteren gesetzlich vorge­
sehenen Eintragungen im Handelsregister des Amtsgerichts Düsseldorf, nach anliegendem Muster, werde ich unverzüglich nachreichen. Mir ist bekannt, 
daß eine Handelsregisteranmeldung erst nach Vorlage der entsprechenden Vollmacht erfolgen kann. 

Die von mir unterzeichnete Vereinbarung Ober Optionsrechte zur Übernahme von Kommanditanteilen ist beigefügt. Eine von der CU und Immobilien 
GmbH gegengezeichnete Ausfertigung erhalte ich nach Annahme der Beitrittser1därung. 

Meine Beteiligung wird gehalten"" D im Privatvermögen D im Betriebsvermögen 

Etwaige Änderungen der in cfieser Beitrittserklärung enthaltener Angaben werde ich der Gesellschaft unverzüglich mitteilen. Diese Beitrittserklärung ist 
für mich sofort bindend. Der Beitritt wird wirksam init Annahme der Beitrittserklärung durch den die Gesellschaft vertretenden Gesellschafter, ohne daß 
die Annahmeerklärung mir zugehen muß. • • -. 

Erfüllungsort für alle Rechte und Pflichten aus dieser Beitrittserklärung ist der Sitz der Gesellschaft. 

Ich bin einverstanden, daß die mitgeteilten persönlichen Daten Ober eine EDV-Anlage gespeichert werden. Sie werden ausschließlich zur Verwaltung 
der Gesellschaftsbetelfigung und zu meiner Betreuung verwendet. lch bestätige, daß ich den Gesellschaftsvertrag und den Beteiligungsprospekt 
erhalten und vollinhaltlich zur Kenntnis genommen habe. 

Ort Datum Unterschrift 

Die vorstehende Beitrittserklärung ist* 
□ mit der o. g. Kommanditeinlage angenommen oder davon abweichend 

□ mit einer Kommanditeinlage von DM __________________________________ _.a,ngenommen. 

Düsseldorf den 

zutreffendes bitte ankreuzen 
bitte nur Konten des Zahlungsverkehrs angeben. 

Immobilien-Vermietungsgesellschaft Reeder & Co. 
Objekt Bischofsheim KG, Düsseldorf 

34A 



i1 

1 

1 

1 

1 

il 

il 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

' 1 

1 

LEASING 
CFB-FONDS NR. 82 

VOLLMACHT 

Ich, Frau/Herr 

Beruf 

geboren am 

wohnhaft 

erteile hiermit Herrn Wolfgang Reeder, Ennigerloh, Vollmacht, 

1. meinen Eintritt als Kommanditist in die Firma Immobilien-Vermietungsgesellschaft 
Reeder & eo. Objekt Bischofsheim KG, Düsseldorf, mit einer Kommanditbeteiligung 
<Hafteinlage) von 

DM 

in Worten: 

zur Eintragung ins-Handelsregister anzumelden, 

2: •• ,. • .' die Erhöhung•· meiner: Kommanditbeteiligung, (Hafteinlager um: maximal· 1 o % auf 
maximal 

3. 

4. 

OM 

in Worten: 

zur Eintragung ins Handelsregister anzumelden. 

fOr mich alle sonstigen gesetzlich vorgesehenen Anmeldungen zum Handelsre­
gister hinsichtlich dieser Gesellschaft vorzunehmen, sowie gegebenenfalls mein 
Ausscheiden aus dieser Gesellschaft zum Handelsregister anzumelden, 

Untervollmachten, gegebenenfalls unter Befreiung von den Beschränkungen des § 
181 BGB, zu erteilen. 

Die Vollmacht erlischt nicht durch meinen Tod und ist tür die Dauer meiner Zugehörigkeit 
zur obigen Gesellschaft unwiderruflich. Der Bevollmächtigte ist von den Beschränkungen 
des § 181 BGB befreit. 

_______ ,den ___ _ 
·Unterschrift· 

unterschriftsbeglaubigung durch den Notar ________________ _ 

35.-.A~-
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LEASING 
CFB-FONDS NR. 82 

Die Partner im Überblick 

Beteiligungsgesellschaft 

Herausgeber des Beteiligungsprospektes, 
Plazierungsgarant und Vermittlung des 
Eigenkapitals: 

---- lmmobilien-verm ietungsgesellschaft 
Reeder & eo. 

. Objekt Bischofsheim KG 
Ludwig-Erhard-Allee 9 
40227 Düsseldorf • 
Tel. 0211n1os - o 

Kommanditkapital: 
<nach PlazierungJ 

10.070.000 DM 

persönlich haftender Gesellschafter 
und Geschäftsführung 

Wolfgang Reeder 
Ennigerloh 

CFB commerz Fonds 
Beteiligungsgesellschaft mbH 
. Ludwig-Erhard-Allee 9 
. 40227 Düsseldorf 
Tel.: 021.1 / 7708 - 200 
Fax: 0211 /7708 - 280 

Amtsgericht Düsseldorf 
Tag der Eintragung: 
Stammkapital: 

HRB 29507 
06.04.1993 
DM 50.000 

100 %ige Organtochter der 
commerzLeasing und Immobilien GmbH 
Düsseldorf 

GeschäftsfOhrung: 
Siegfried Ley 
Köln 

Günter Ress 
Essen 

Gegenstand des Unternehmens ist 
das Auflegen, Initiieren und der 
vertrieb von geschlossenen Immo­
bilien- und Mobilien-Fonds, deren Be­
treuung und Verwaltung sowie die 
Beteiligung an zu diesem Zweck 
gegründeten Gesellschaften. 

36.-A..__ 
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Leasing-Nehmer der 
Beteiligungsgesellschaft 

Geschäftsbesorger in der.Bauphase und 
Generalmieter des Leasing-Objektes 

Auftragnehmerin aus dem.Bauvertrag 

Ankaufsberechtigter des 
Leasing-Objektes 

LEASING 

commerzleasing und 
Immobilien GmbH 

•. Ludwig-Erhard-Allee 9 
. 40227Düsseldorf 

CFB-FONDS NR. 82 

Tel: 0211/7708·0 
Amtsgericht Düsseldorf 
Tag der Eintragung: 

HRB 25489 
20.10.1992 

DM 50.600.000 Stammkapital: 

100 %ige Organtochter der 
Commerzbank AG 
Frankfurt am Main 

Adolf. Schaper GmbH & .eo., Hannover 
100%ige Tochter der ASKO 
Deutsche.Kaufhaus AG, Saarbrücken 

BSV Bau Bauservice und 
"Verwaltung GmbH, Saarbrücken 

. , mittelbare Tochter der ASKO · .. 
• Deutsche Kaufhaus AG, Saarbrücken 

ALS Grundstücksverwaltung 
GmbH & Co. Objekt-KG, 
Saarbrücken 
mittelbare Tochter der ASKO 
Deutsche Kaufhaus AG, 
Saarbrücken 



1 

1 

1 

1 
1 

1 

1 

1 

1 
1 

1 

1 

1 
1 

1 

1 

1 
1 

1 
1 

1 
1 

1 

1 
1 

1 

1 

1 
1 

t 
!I 

t 
1 
3 

LEASING ---
CFB-FONDS NR. 82 

·ABWICKLUNGSHINWEISEZURBETEILIGUNG 

Als Anlagen zu diesem Beteiligungsprospekt erhalten Sie folgende Unterlagen: 

• 
• 
• 

Beitrittserklärung 
Handelsregistervollmacht 
Vereinbarung über Optionsrechte zur Übemahme·von.Kommanditanteilen 

Wenn Sie der Bischofsheim KG beitreten wollen, verfahren Sie bitte wie folgt: 

I. Zeichnungsfrist 

2. 

3. 

4. 

Die Zeichnung emer Beteiligung. an der·•Bischofsheim KG ist grundsätzlich möglich bis • zum 
08.05.1996. 

Beitrittserklärung 

Die vollständig ausgefüllte Beitrittserklärung händigen Sie bitte Ihrem persönlichen Berater bei der 
Commerzbank AG aus. Die 4. Ausfertigung verbleibt bei Ihnen. 

Nach Gegenzeichnung durch den persönlich haftenden Gesellschafter, Herrn Wolfgang Reeder, 
erhalten Sie .von der Bischofsheim KG.eine Annahmebestätigung Ihres Beitritts (2. Ausfertigung). 

Beteiligungshöhe 

Die Mindestbeteiligungshöhe beträgt DM 50.000. Höhere Beträge müssen durch 10.000 teilbar sein. 

Einzahlung 

Die Einzahlung ist zu 55 % am 02.12.1996 
sowie zu 45 % am 01.12.1997 fällig. 

Mit Unterzeichnung der Beitrittserklärung ermächtigen Sie die Commerzbank AG bzw. die 
Bischofsheim KG, die übernommene Kommanditeinlage zum 02.12.1996 bzw. 01.12.1997 zu Lasten 
Ihres in der Beitrittserklärung angegebenen Kontos abzubuchen (bitte nur Konten des Zahlungs­
verkehrs angeben). 

38 .A 
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LEASING 
CFB-FONDS NR. 82 

Sonderwerbnngskosten 

Die von Ihnen im jeweils . abgelaufenen Kalenderjahr. persönlich getragenen Aufwendungen 
(Sonderwerbungskosten) - die unmittelbar mit der Beteiligung zusammenhängen - sind der 
Bischofsheim KG bis zum 15.01; des Folgejahres unaufgefordert einzureichen. Dieser Mitteilung sind 
ebenso Ihre voraussichtlichen Sonderwerbungskosten des laufenden Jahres beizufügen. 

Um Ihre sogenannte "Einkunftserzielungsabsichtn (vgl. Prospekt, Tz. 3.1.2) nicht zu gefährden, 
ist darauf zu achten, daß die über die Laufzeit geltend gemachten Sonderwerbungskosten den 
anteiligen Totalüberschuß (vgl. Anlage III, Summe Spalte 2) nicht anfzehren. 

Handelsregister-Eintragung 

Die beiliegende Vollmacht bitten wir.auszufüllen sowie vor einem Notar Ihrer Wahl zu unterzeichnen 
und nach notarieller Beglaubigung Ihres Unterschrift an Ihre Filiale der Commerzbank AG zu ver­
senden._ Die . .Bischofsheim.KG. wird ,die1Eintragung;Ihrer Kommanditbeteiligung ,als Hafteinlage in 
.das Handelsregister.veranlassen (vgl. Prospekt, Tz. 1.3.2) 

Vereinbarung über Optionsrechte zur Übernahme von Kommanditanteilen 

Die beiliegende Vereinbarung händigen Sie bitte unterschrieben mit Durchschrift Ihrem 
persönlichen Berater bei der Commerzbank AG aus. Nach Gegenzeichnung durch die Gesellschaft 
erhalten Sie eine Ausfertigung für Ihre Unterlagen. 

Mitteilung der steuerlichen Ergebnisse 

Jeweils in der ersten Jahreshälfte erhalten Sie eine Mitteilung über das steuerliche Ergebnis des 
Vorjahres, welches bei Ihrer persönlichen Einkommensteuererklärung zu berücksichtigen ist. Ab 
1997 erhalten Sie gleichzeitig die ei;forderlichen Unterlagen zur Begründung von Anträgen auf 
Anpassung der Festsetzung ct'er vierteljährlich zu leistenden Einkommensteuer-Vorauszahlung bzw . 
zur Eintragung eines Freibetrages auf der Lohnsteuerkarte (vgl. Prospekt, Tz. 3.1.5) 

Weitere laufende Informationen 

Neben der Mitteilung der ( einkommen)-steuerlichen Ergebnisse erhalten Sie jährlich eine Mitteilung 
der anteiligen Vermögensteuerwerte, eine Einladung zur Gesellschafterversammlung mit dem Vor­
jahresbericht des persönlich haftenden Gesellschafters sowie ggf. eine Mitteilung über die ent­
sprechende Jahresausschüttung. 

39. 



•• Prospektbei!agen: Beitrittserk1ä/1Jng_ (DurChschreibesatz) und Vollmacht _ ;: , : 
- "·, ....... -- • . ;·,. --, .. •... - ,. 

•. CEB-FONDS NR..82 

Name: _________________________ _ 
Vorname·-·•·····-·············· .. ·····························------------

Straße: ·--------·········· ............................. . PLZJ\l\lohnort_: ___ _ 

Telefon-Nr.: ..................................... __________ _ Geburtstag 

Beruf- ........................................................................................................... selbständig: D nicht selbständig: 

PLZ/\Nohnsitzfinanzamt: ·················------···············•··•----_Steuer-Nr.; ____ _ 

Ausschüttungen auf Konto*;.: ------··············• .. ·----- BlZ:. __ .,_ __ _;_ ___ ........................ _______ _ 

Name der Bank: ---------·-------- .. Ort der Bank: _________ ........................... ____ _ 

ein_ i:nit einer Kommani:!iteintaQe 
irri Nennbe_frag von DM 

.-,i~·:/-~7': .. -
.·,),'.'<.-"',,,.-'••c 

- '-:".-<--·'-':-/;...., ; 
• {rriil1dest8\i$-'Ot'(l. 5().0"9:o:-, hOhere 

;/c"C" 

1in Worten: ·····-------·-------------~----- -----~: '·"· ~------~---··•; ... : ... -Deutsch~- Mark:)., -
-·' 

·gemäß den Bedingungen des Gesellschaftsvertrages. 
--- - __ . ·_. ----- -~--

Zur.-Über_nah_me der oben genannt_en· K~mm1imditeirllage~:oderda,.,_·mirJj'.R':_(l!l11e-.deF,:ÜbeuaichounQ.:zug~t~1tt11fi:geringe_r•n.B"etr.!lge•,·;bi1'i-'ich•wl"J)fli6h_t_tt •• ,., 
D_ie_ Einzahlung i5t wie folgt_f~!lig:,.: • • • -. - • - • • • • • - -

55 ,(am 02.12.1996 ::ifj,f_';;ii•. --
,:'.ff ,,,.,- · 45 .. ~3~ OI.12.199l: ._'.?f\t;'ij·}?IH·-~~-- ,.-.)~ _ 

...:..~ Mit dem ersten Teilbetrag biÜe tch·· •~ -02.12.1996'"' • :·:.,, ---"~.:>--'~'.:'..J·-:+',~»---'-~~-~~-;-

__ 1:,.. ·- □- meI~_?l_>~es Kon.t_?_~~:~~.~~!~~,~~?~r"'._ _f~t- - __ JJ';{/;},{(:·:-::'. . .::t--:.- ,:7/( "'.:;. 
j[f~_ -_ 0 das Konto** • • bei Bank, ::-".:' • - -. • .. -... -.. ://?:~·•:'Jr }J~t\~t107-'~:__'....;c...;__ 

-+,, .. ,-- ~~ .. --_" --~~~:_: ... -··-·::::··.=_:r~rngi\~/ii;~~- ,, :. ·_:,tr1r ,- .. :-:".,"_ ?~f· _ ·-~-
Jch • ermicbt"ige die GeeellSCtil!l[~e'ri?..ä"m..01.. 12, l 997, fillig•n ·zweitan,T;iiQti:trag 1owf e„ den ,-i!TI.-Ffahm·• • ·h•1hußjJ1lidi:f~itoti.r8iURUiQen,:T9ilb~:tfaQ·~,..,-ori _ 

f~ i- . ·i:~:on::.:~~:::r,i' •••••• - ~: ~:1::::h:n:::;E;:::::l;i~LKo~en.iditboi.f iol~~~i~l~P•,i,:~~!~~;,:,i;f :;li ·o ; ,~, 

:::.--:~,-;-_.,: _ ~- ~}!~~-i}~gunQ_!!i:~)!1- • "'." tsgerichtes. DOStieldort, nag:f ·l!rtllegendem Muat•r;-:r,l;erd~h·Uol/el'.ZUQJ'cfr,liacl'ir'eföhett::MP.:iiiftili-1iiht, 

t~!:~. . "f,~::~1i*l\~l?f~1
:~· 

1 
7~: _-r-:-;? EMaige .A:_nJferungen deCfA_;df~a•r B~1trip&e_rklijrung &nt,~altetuin Ang~,n ,W~rdlii_ iclj~er ~e'_"tP5cMatrvr:Y~rzuglicltro1tte1len. 91ess ~a,]trrft!i_erla!rnngl1t tü~ ~:_,--:~; 
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Herr,ri:=rau/Firma :._ ............. _ .................. ·--------------------· .. ·············-.,.··•·····----------

Straße 

PLZ, Wohnort 

o;;· Gr~~sJ-stück nebst den d_a~jt verbunde~_en Bauli~hk_eiten. und Ai,lagen hat die ·KG an die Firma _C(i'~i-lrrlEirlleas·i~Q-~'nci "tmrriobilien _G~bt( Dusse[d~rf 
_- nac_hstehend CU genannt - gern. abgeschlossenem !m!Tiobilierl-Leasing-Vertrag vermietet, die es Wiederum UnterYe"rmietet h8t bZW.·anterver·mieten "Wird. 



CFB-FONDS NR. 82 
LEASING 

_Die CFB ist eine mittelbare Organ- _- _ 
tochter der. Commerzbank AG. Sie. ha{ 
eipe seit 1982 kontinuierlich wachsen: 
.de Erfahrung ,aus über 75 erfolgreich 
realisierten geschlossenen. Fonds mit 

·-.- einem-Jnvestitionsvolumen-von über 
--DM7,3 Mrd, und einem.plaziertem, 

-· Eigenkapital von über DM 2,0 Mrd. 

Dgr Prospektprüfungsbericht einer < .. 

• Wirtschaftsprüfungsgesellschaft wird_''. 
, j,idem ernsthaften Interessenten auf) 

Anfrage zurVerfügung gestellt, sobatct: 
~g,n-verviejjäftigter und Qsbundenei;c,; 
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